
aus. .
Politik 
und 
zeit .
geschiente

Beilage 
zur 
wocnen 
Zeitung 
das Parlament

B 20/74
18. Mai 1974

Ernst-Otto Czempiel

Friede und Konflikt 
in der Gesellschaftslehre
Ein Diskussionsbeitrag zum 
Lernfeld Internationale Politik 
in den
Hessischen Rahmenrichtlinien



Ernst-Otto Czempiel, geb. 1927, Professor für Auswärtige Politik und 
Internationale Politik an der Universität Frankfurt, Forschungsgruppenleiter an 
der Hessischen Stiftung Friedens-'und Konfliktforschung, Vorsitzender des Kura-
toriums der Deutschen Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung.

Veröffentlichungen: Das amerikanische Sicherheitssystem 1945—1966, Berlin 1966; 
Das deutsche Dreyfus-Geheimnis, München 1966; Macht und Kompromiß. Die Be-
ziehungen der Bundesrepublik zu den Vereinten Nationen 1956—1970, Düsseldorf 
1971; Schwerpunkte und Ziele der Friedensforschung, München 1972; sowie zahl-
reiche Aufsätze zu theoretischen und empirischen Problemen der Auswärtigen 
und der Internationalen Politik.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, 
53 Bonn/Rhein, Berliner Freiheit 7.
Leitender Redakteur: Dr. Enno Bartels. Redaktionsmitglieder: 
Paul Lang, Dr. Gerd Renken, Dipl.-Sozialwirt Klaus W. Wippermann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, 55 Trier, Fleisch-
straße 61—65, Tel. 06 51/4 80 71, nimmt entgegen:

— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, einschließ-
lich Beilage zum Preise von DM 11,40 vierteljährlich (einschließlich DM 0,59 Mehr-
wertsteuer) bei Postzustellung;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 5,50 zu-
züglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Ernst-Otto Czempiel

Friede und Konflikt in der Gesellschaftslehre

Ein Diskussionsbeitrag zum Lernfeld Internationale Politik 
in den Hessischen Rahmenrichtlinien

Mit der Vorlage der zweiten Fassung der Hes-
sischen Rahmenrichtlinien „Gesellschaftslehre" 
für die Sekundarstufe I (RR) kann nun hoffent-
lich auch die Diskussion in eine zweite, stren-
ger sachbezogene Phase eintreten. Sie sollte 
weniger den Interessen einzelner Parteien 
dienen als der Frage, wie die Gesellschafts-
lehre in einer fortschrittsorientierten, aber plu-
ralistisch verfaßten Demokratie ausgestaltet 
werden kann.

Der Diskussion besonders bedürftig ist der Be-
reich der Internationalen Beziehungen, das 
„Lernfeld IV: Intergesellschaftliche Konflikte". 
Dieses Lernfeld wird schon in der Bezeich-
nung verfehlt. „Intergesellschaftliche Kon-
flikte" würde das Feld nur dann abdecken, 
wenn man jeden gesellschaftlich relevanten 
Prozeß als Konflikt auffaßt und die unter-
schiedlichen Stadien politischer Befindlichkeit 
nach den Qualitäten der Konfliktlösung ab-
stuft. Von solcher Geschlossenheit ist in den 
RR nichts zu spüren; sie verbleiben im Rah-
men eines weitgehend konventionellen, nicht 
einmal problematisierten Konfliktbegriffs, der 
sich anhand der ausgewählten Beispiele wohl 
genauer als ein antagonistischer Konflikts- 
Begriff bezeichnen ließe. Damit fällt aus dem 
Einzugbereich des Lernfeldes alles heraus, was 
nicht als antagonistischer Konflikt zu gelten 
hat, beipielsweise der Gesamtbereich der 
europäischen Integration.

Nicht nur das. Da die RR ein Gesamtkonzept 
von internationalen Verläufen oder interge-
sellschaftlichen Konflikten nicht einmal andeu-
ten, bleibt die Auswahl der von ihnen ange-
botenen Lernzielzusammenhänge eklektisch. 
Man kann sie genau so wenig diskutieren, 
wie man über einzelne Mosaiksteine urteilen 
kann, hinter denen das Bild fehlt. Die Aus-
wahl wird nur scheinbar begründet, wenn auf 
unterschiedliche Schwierigkeitsgrade der ein-
zelnen Themen hingewiesen wird. Sicher trifft

I. Einleitung

zu, daß die Wirkung nationaler Vorurteile und 
die Funktion des Sports für die Völkerverstän-
digung didaktisch sinnvolle Anknüpfungs-
punkte darstellen und relativ leichter zu be-
handeln sind als die eigentlichen Bereiche der 
internationalen Politik. Für sie gilt, daß sie 
alle außerordentlich komplex und dementspre-
chend schwierig zu behandeln sind, um so 
mehr, als wir über gesicherte Kenntnisse nur 
in den wenigsten Fällen verfügen.

Das Problem des Krieges wird aber nicht leich-
ter dadurch, daß man es nach Sparta und 
Athen zurückverlagert; das Problem der Ent-
wicklungsländer ist keineswegs einfacher als 
das des Ost-West-Konflikts. Muß es zunächst 
befremden, daß sich die RR in der Komplexi-
tät ihres Gegenstandes so wenig auskennen, 
so kann schon gar nicht akzeptiert werden, 
daß die Problemauswahl mit — auch noch un-
haltbaren — Schwierigkeitsgraden begründet 
wird. Das didaktische Hauptproblem aller poli-
tischen Bildung besteht darin, die stets hoch 
komplexen Phänomene der Politik linear und 
unverzerrt so weit zu transformieren, daß sie 
der Aufnahmefähigkeit der Schüler unter-
schiedlicher Altersstufen zugänglich werden. 
Das schließt eine Abstufung nach Erfahrungs-
feldern nicht aus, sondern ein. Innerhalb die-
ser Felder können aber die Sachverhalte nicht 
nach Graden ihrer Komplexität ausgewühlt 
werden — schwierig sind sie schließlich alle. 
Selektionskriterium kann nur der Bezug zwi-
schen dem Problem und dem Lernenden sein. 
Anders ausgedrückt: Die Auswahl der Lernziel-
zusammenhänge muß inhaltlich und nicht nur 
praktisch begründet werden, soll sie diskus-
sionsfähig sein.

Ferner ist kritisch anzumerken, daß auch die 
zweite Fassung der RR keine Auskunft gibt 
über die wissenschaftstheoretischen Ausgangs-
positionen der Autoren sowie vor allem über 



ihre erkenntnisleitenden Interessen1). Solche 
Aussagen sind aber unerläßlich. Sie zeigen 
erstens das politische und gesellschaftliche Ge-
samtkonzept, in dem die einzelnen inhalt-
lichen Ergebnisse erst ihren eigentlichen Stel-
lenwert offenlegen. Zweitens ermöglichen sol-
che Aussagen die Diskussion dieses Gesamt-
konzepts und die daraus abgeleiteten Folgerun-
gen durch die Gesellschaft. Sie wird nur auf 
diese Weise instandgesetzt, Lernziele zu prü-
fen, anzunehmen oder abzulehnen; gleichzc.- 
tig demonstrieren erst solche Aussagen, daß 
ein sozialkundliches Konzept nicht autoritcr 
verfügt, sondern als eines unter mehreren ak-
zeptablen demokratisch zur Diskussion gestellt 
wird.

1) Siehe die Grundsatzkritik von Helge Pross, Wer-
ner Link, Michael Stürmer, Ernst-Otto Czempiel, 
in: DAS PARLAMENT Nr. 27, 7. 7. 1973, S. 6 f. Vgl. 
ferner Friedrich Minssen, Legitimationsprobleme in 
der Gesellschaftslehre — Zum Streit um die Hessi-
schen Rahmenrichtlinien, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 41/73, passim; Wolfgang Hilligen, 
Dreimal „Emanzipation". Ansätze für einen Ver-
gleich der neuen Richtlinien für den politischen Un-
terricht in Hessen und Nordrhein-Westfalen sowie 
in Rheinland-Pfalz, in: Gegenwartskunde Jg. 22, 
Nr. 3, 1973, S. 231 ff.
2) Der Ansatz Wird in der Bundesrepublik Deutsch-
land vornehmlich von Hans Albert, Niklas Luh-
mann, Ernst Topitsch vertreten; vgl. die Diskussion 
in E. Topitsch (Hg.), Logik der Sozialwissenschaften, 
Köln 1956; Th. W. Adorno und andere (Hg.), Der 
Positivismusstreit in der deutschen Soziologie, Neu-
wied 1969.
3) Vornehmlich vertreten von Jürgen Habermas; 
siehe aus seinen zahlreichen Schriften vor allem: 
Zur Logik der Sozialwissenschaften, Frankfurt 1970. 
Für die neuere Phase der Diskussion vgl. J. Haber-
mas und N. Luhmann, Analytische Wissenschafts-
theorie und Dialektik.

4) Vgl. für die Formulierung das Grundsatzpro-
gramm der Hessischen Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung, in: Mitteilungen der HSFK, Nr. 2, 
1971, S. 1.

Angesichts solcher Defizite liegt es nahe, auf 
eine Einzelauseinandersetzung mit den RR für 
dieses Lernfeld zu verzichten und statt dessen 
einen eigenen Entwurf zu versuchen. Er nimmt 
vieles von dem auf, was in den RR auch ent-
halten ist. Er geht aber über sie hinaus, indem 
er sich bemüht, das Gesamtkonzept anhand 
des erkenntnisleitenden Begriffs des Friedens 
zu entwickeln, diesen Begriff sowie den des 
Konflikts zu diskutieren und beide aufzutra-
gen auf Lernfelder, die nach einem inhaltlich 
abgeleiteten Kriterium der Relevanz abge-
steckt werden.

Der nachfolgende Entwurf beruht auf dem 
empirisch-analytischen Ansatz in den Sozial-
wissenschaften2), der von anderen, etwa dem 
dialektischen ), vornehmlich durch die Stel-

lung zur Werturteilsproblematik, getrennt ist: 
Werte können nicht wissenschaftlich, also mit 
dem Anspruch auf Allgemeingültigkeit abge-
leitet werden, sondern werden vom Wissen-
schaftler gesetzt und vor der Gesellschaft ver-
antwortet. Auf diese Weise lassen sich gesell-
schaftliche Legitimität, die für den Fortschritt, 
und politische Entscheidungsfreiheit, die für 
den Pluralismus erforderlich sind, miteinander 
verbinden.

Die auf einer solchen Entscheidung beruhenden 
Werte sind hier Gerechtigkeit und Freiheit, 
und zwar in einer Verbindung, wie sie etwa 
der demokratische Sozialismus seit 1959 for-
muliert hat. Von dieser politischen Wertset-
zung aus wird das oberste erkenntnisleitende 
Interesse formuliert: Es richtet sich auf (den 
Frieden, verstanden als Prozeßmuster des inter-
nationalen Systems, in dem die Gerechtigkeit 
als Gleichheit der Entfaltungschancen des ein-
zelnen zunimmt und die Gewalt, als Einschrän-
kung seiner Freiheit, sich mindert4). Unter 
diesem Begriff des Friedens wird das inter-
nationale System hier analysiert und auf Ver-
wirklichungschancen für entsprechend gerich-
tete Strategien hin befragt. Dieser Friede 
ist das oberste politische Ziel. Demnach bilden 
die auf seine Verwirklichung gerichteten Ver-
haltensweisen das oberste Lernziel der Ge-
sellschaftslehre.

Gesellschaftslehre auf dem Gebiet der Inter-
nationalen Politik kann nur Friedenslehre sein. 
Gerechtigkeit und Freiheit, oder in der Ter-
minologie der Friedensforschung: der Abbau 
struktureller wie direkter Gewalt müssen in 
der Gesellschaft nach innen wie nach außen be-
wirkt werden. Darauf ist dementsprechend das 
Erkennen in der Gesellschaftslehre zu richten, 
daran sind die einzelnen Lernziele zu orien-
tieren. Zu ihnen gehört selbstverständlich auch 
die Befähigung zur Selbst- und Mitbestim-
mung, die die RR fordern. Diese ist aber nur 
ein Lernziel unter zahlreichen anderen, und 
keinesfalls das oberste. Das oberste Lernziel 
kann statt dessen nur lauten, sich so zu ver-
halten, daß soziale Gerechtigkeit und politi-
sche Freiheit in ihrer dialektischen Zuordnung 
gleichzeitig realisiert werden, und zwar nicht 
nur für die jeweils eigene Gesellschaft, son-
dern auch für die umliegenden Gesellschaften 
und schließlich für die ganze Welt.



Ein solches Lernziel läßt sich nicht auf eine 
einfache und griffige Formel bringen. Es ist 
notwendigerweise ebenso komplex wie das 
politische Ziel des Friedens selbst. Friedens-
politik versucht die internationale Gesellschaft 
so zu organisieren, daß ihre inter- und intra-
gesellschaftlichen Strukturen kontinuierlich 
die Entfaltung des einzelnen besorgen. Kon-
ventionell aüsgedrückt, muß Friedenspolitik 
die Innenpolitik, die Außenpolitik und die In-
ternationale Politik in ihrer wechselseitigen 
Verflochtenheit berücksichtigen. Dieser kom-
plexe, interdependente Zusammenhang muß 
dementsprechend von der Friedenslehre bei 
der Anlage und der Anordnung ihrer einzel-
nen Lernziele reflektiert werden. Das oberste 
Lernziel, den Frieden als Zunahme von Ge-
rechtigkeit und Freiheit zu bewirken, ruft also 
eine beträchtliche Menge instrumental gerich-
teter Lernziele ab, die ein einschlägiges Ver-
halten auf den drei Ebenen der Innenpolitik, 
der Außenpolitik und der Internationalen Poli-
tik zu erkennen geben und damit einüben 
sollen.

Selektiert Friede als erkenntnisleitendes Inter-
esse also die Fragestellungen und Hypothesen 
allgemein, so wird die Auswahl der Anwen-
dungsgebiete, der Lernzielzusammenhänge in 
der Sprache der RR, bestimmt vom Kriterium 
der Relevanz. Es läßt sich mit der Kategorie 
des Betroffenseins ausdrücken. Relevant für 
den Bundesbürger sind diejenigen Prozesse, 
Von denen er — aktiv oder passiv — betroffen 
wird. Relevanzen lassen sich also abstufen 
nach Graden der Betroffenheit.

Wenn es auch in'einer hoch interdependenten 
Welt kaum einen Vorgang gibt, von dem eine 
Industriegesellschaft wie die Bundesrepublik 
Deutschland nicht berührt wird, so wird sie 
doch keinesfalls von jedem Vorgang gleich-
mäßig betroffen, betreffen die Folgen ihres 
Verhaltens (oder Nicht-Verhaltens) die Welt 
nicht überall gleich. Vielmehr zeichnen sich 
drei Relevanzzonen ab: die des Ost-West- 
Konflikts, des Nord-Süd-Konflikts und die 
Westeuropas. Warum sie in dieser Abfolge 
angeordnet werden, wird später noch zu er-
läutern sein. In ihnen jedenfalls wird die 
Bundesrepublik: Deutschland betroffen, in 
diesen Zonen ist Friede als oberstes Ziel zu 
verwirklichen. Ordnet man ihnen, vorwegneh-
mend, die unterschiedlichen Prozeßmuster zu, 
deren Durchsetzung und Einübung entspre-
chend den unterschiedlichen politischen Be-
findlichkeiten dieser Zonen als Friede zu be-
zeichnen ist, so läßt sich das Lernfeld Friede 
in die drei Lernzielzusammenhänge gliedern:

1. Friede in Mitteleuropa (als Koexistenz)

2. Friede zwischen den Industriestaaten und 
den Entwicklungsländern (als Kooperation)

3. Friede in Westeuropa (als Integration)

Ihrer Darstellung vorauszuschicken ist ein 
Blick auf den Friedens- und den Konfliktbegriff 
selbst; ferner müssen die Relevanzen begrün-
det werden. Schließlich verdient der strate-
gische Aspekt, obwohl er immer schon mitbe- 
handelt wird, seiner Bedeutung und bisherigen 
fast totalen Vernachlässigung wegen, eigens 
behandelt zu werden.

Wenngleich es inzwischen als trivial gilt fest-
zustellen, daß Friede ebensowenig definiert 
werden kann wie Gesundheit, so kann der 
Politikwissenschaftler ebensowenig wie der 
Mediziner darauf verzichten, die Richtung an- 
zugeben, in der die jeweiligen Ziele wissen-
schaftlicher Arbeit gesucht werden müssen. 
Andernfalls bleibt Wissenschaft völlig belie-
big, und die von Orwell als negative Utopie 
skizzierte Situation, in der der Krieg als Friede 
gedeutet werden kann5), wird zum wissen-

6) Vgl. z. B. Lars Dencik, Plädoyer für eine revo-
lutionäre Konfliktforschung, in: D. Senghaas (Hg.), 
Kritische Friedensforschung, Frankfurt 1971,
S. 247 ff.
7) Ekkehart Krippendorff will ...... legitime, d. h.
nicht total zerstörerische Formen von gesellschaft-
lich-politischer Gewaltanwendung zur Durchsetzung 
sozialen Wandels — sozialer Revolutionen — .. . 
erkunden, . . . und . . . implizit auch .. . legitimie-
ren", in: derselbe (Hg.), Friedensforschung, Körn 
1970-’, S. 22.

5) George Orwell, 1984, hier zitiert nach der Pocket 
Book Ausgabe 1949 bei Harcourt, Brace, and Co., 
1949, S. 15. Die beiden anderen Begriffspaare 
sind: „Freiheit ist Sklaverei", „Unwissenheit ist 
Stärke".

II. Friede und Konflikt

schaftlichen Alltag. Ansätze dazu sind durchaus 
erkennbar, etwa in der sogenannten revolu-
tionären 6) oder ähnlich argumentierenden Frie-
densforschung 7). Absurdität oder Plausibilität 
solcher Argumente hängen entscheidend von 
der Richtung ab, in der die neuen gesellschaft-



liehen Verhältnisse gesucht werden. Implizit 
ist diese Ausrichtung ohnehin vorhanden, und 
hinter dem Hinweis auf die Unmöglichkeit, sie 
näher zu bestimmen, steckt nur zu häufig die 
Abneigung dagegen. Eine aufklärende Lehre 
von den Internationalen Beziehungen muß sich 
statt dessen an einem Friedensbegriff orientie-
ren. Bleibt er auch notwendig unvollkommen 
(was für den empirisch-analytischen Ansatz, 
der nicht vorgibt, die .objektiven Entwick-
lungsgesetze der Gesellschaft zu kennen, 
ohnehin selbstverständlich ist), so gibt er doch 
darin seine gesellschaftlichen Absichten und 
die zu ihrer Verwirklichung abschätzbar er-
forderlichen sozialen Kosten bekannt. Indem 
er sich und sie zur Diskussion stellt, reklamiert 
er nicht, wie es viele heute tun, den Fortschritt 
für sich nur verbal; er versucht ihn zu verwirk-
lichen.

Friede wurde oben schon kurz bezeichnet als 
ein Prozeßmuster des Internationalen Systems, 
das gekennzeichnet ist durch zunehmende so-
ziale Gerechtigkeit und aonehmende Anwen-
dung von Gewalt. Ist diese Bestimmung auch 
sehr allgemein — ich habe mich an anderer 
Stelle ausführlicher mit ihrer Konkretisier

8
ung 

beschäftigt ) —, ordnet sie doch die beiden 
Probleme einander zu, die den Begriff des 
Friedens inhaltlich konstituieren: die soziale 
Gerechtigkeit als Ziel und die Gewaltfreiheit 
als Mittel zu ihrer Realisierung.

Für die Theorie der Internationalen Beziehun-
gen ist an dieser Definition dreierlei inter-
essant:

Erstens: Sie ist prozessual und deswegen 
nicht relativistisch. Sie trägt vielmehr dem 
Faktum Rechnung, daß Entwicklung die Kon-
tingenz aller Politik darstellt, und zwar im 
Zwanzigsten Jahrhundert mehr denn je. Von 
jedem erreichten Grad der Gerechtigkeit und 
der Gewaltminderung aus werden sich neue 
Möglichkeiten zu ihrer weiteren Vervollkomm-
nung erblicken lassen. Gleichzeitig ergibt sich 
aus dieser prozessualen Bestimmung, daß die 
Zielsetzung auch den Zeitfaktor mitberücksich-
tigen muß. Vielfach besteht der Unterschied 
zwischen Reform und Revolution lediglich in 
den Zeitabschnitten, die dem sozialen Wandel 
zugebilligt werden. Die durch die Zeitver-
knappung erhöhten Kosten können in dieser 
Definition ebenso sichtbar gemacht werden 
wie die mit dem Hinweis auf die erforderliche

8) E.-O. Czempiel, Schwerpunkte und Ziele der 
Friedensforschung, Mainz 1972, passim.

Zeit argumentierenden Absichten der Zielver-
weigerung.

Zweitens: Diese Definition prätendiert nicht, 
daß es jemals eine vollendete Gesellschaft 
geben wird; es werden immer nur Annähe-
rungswerte erreichbar sein. Ein daran geeich-
tes Meßverfahren ist insofern nicht ideologisch, 
als es sich nicht an Maximalzuständen orien-
tiert. Sich auf Utopia zu beziehen, heißt nichts 
anderes, als sich der Nachprüfung und Ein-
schätzung zu entziehen. Ohne relativistisch zu 
sein, mißt die hier vorgeschlagene Definition 
des Friedens das Erreichte im vertikalen wie 
horizontalen Vergleich und das Erreichbare 
an den gegebenen Möglichkeiten und den so-
zialen Kosten. Aul diese Weise lassen sich die 
Friedensleistungen der einzelnen Herrschafts-
systeme genauer, nämlich bezogen auf die In-
teressenstruktur der von ihnen betroffenen 
Menschen, bilanzieren. An die Stelle der be-
liebigen Diskriminierung, wie sie bislang die 
Kommunismuskritik und wie sie neuerdings 
die Kapitalismuskritik beherrscht, tritt nicht 
nur die Möglichkeit, sondern die Notwendig-
keit begründeter, weil im einzelnen nachzu-
weisender Beurteilung.

Schließlich hat die Definition den Vorzug, mit 
ihren beiden Bestandteilen inhaltlicher und 
prozessualer Bestimmung nützlich auch für die 
Entwicklung eines Konfliktbegriffs zu sein. Die 
RR haben bekanntlich den Konflikt in das Zen-
trum ihrer Argumentation gestellt, ohne ir-
gendwo anzudeuten, was sie unter Konflikt 
verstehen. Mit Recht wurde dieser Ansatz 
scharf kritisiert9). Aber auch allgemein ist es 
in Politikwissenschaft und Soziologie um einen 
brauchbaren Konfliktbegriff noch schlecht 
bestellt10 ). Selbst in der jüngeren Friedens-
forschung wird Konflikt, wie in den RR übri-
gens auch, noch weitgehend unreflektiert ver-
wandt 11). Gemeint sind ganz offensichtlich, 

9) Vgl. Dahrendorfs sicher etwas polemische Stel-
lungnahme in der FAZ vom 1. 12. 1973, S. 19: „Streit 
— ein Grundelement der Freiheit".
10) Vgl. die — freilich etwas kurze — Übersicht 
bei Klaus Jürgen Gantzel, Gisela Kress, Volker 
Rittberger (Hg.), Konflikt — Eskalation — Krise, 
Düsseldorf 1972, S. 42—46. Vgl. dazu Ralf Dahren-
dorfs geradezu klassische Eingangsformulierung: 
„Gesellschaft ist Konflikt um menschliche Lebens-
chancen. Freie Gesellschaft ist gestatteter, ausge-
tragener, geregelter Konflikt, der schon durch diese 
Merkmale das Grundniveau der Lebenschancen 
höher ansetzt als alle Spielarten der Unfreiheit es 
können." Konflikt und Freiheit, München 1972, 
Vorwort S. 7.
11) Für die Internationalen Beziehungen wurde sie 
selbst in den USA früher wiederentdeckt als hier.



wie im konventionellen Sprachgebrauch, mani-
feste, unvereinbare Interessengegensätze, die 
mit allen Mitteln, notfalls auch mit militä-
rischer Gewalt, ausgetragen werden. In diesem 
Sinn verwendet die Umgangssprache den Be-
griff des Ost-West-Konflikts oder des Nord- 
Süd-Konflikts, was zu einer Kurzverständigung 
ausreicht, im Lehr- und Lernbereich jedoch un-
brauchbar ist.

Schwierigkeit und Problem des Konfliktbegriffs 
liegen in seiner notwendigen Abstufung und 
vor allem in seiner Abgrenzung gegenüber 
Nicht-Konflikten. Welche Folgen daraus ent-
stehen können, zeigen gerade die RR in exem-
plarischer Weise. Sie eliminieren alles, was 
nicht in ihrem Sinn Konflikt, also unvereinba-
rer, latent militärischer Interessengegensatz 
ist. Damit entfällt nicht nur der größte, sondern 
auch der für den Frieden wichtigste Teil der 
internationalen Vorgänge. Werden sie auch 
residual behandelt, so bleibt das Ergebnis bei-
läufig, weil es in den zentralen Begriff nicht 
hineinpaßt.

Natürlich ist den RR nicht anzulasten, was 
zunächst die Forschung leisten sollte. Auch sie 
hat noch keinen zureichenden Konfliktbegriff 
entwickelt, geschweige denn seine Abstufung 
und Abgrenzung gegenüber konfliktfreien Pro-
zessen geklärt. Vor allem die Abgrenzung 
macht offensichtlich Schwierigkeiten. Für die 
Abstufung sind immerhin schon Intensitäts-
grade 12 ) eingeführt oder Stadien benannt wor-
den13 ). Die Abgrenzung zu konfliktfreien Pro-
zessen ist bisher überhaupt nicht systematisch 
versucht worden; und die besten Definitionen 
von Konflikt, über die wir verfügen, lassen 
implizit die Frage aufkommen, ob eine Ab-

Vgl. Robert E. Osgood und Robert W. Tucker, 
Force, Order, and Justice, Baltimore 1967. Vgl. 
Dieter Senghaas, Konfliktformationen in der gegen-
wärtigen internationalen Gesellschaft, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte, B 49/1973, S. 49 ff.; vgl. aber 
dazu seinen früheren differenzierenden Aufsatz: 
Konflikt und Konfliktforschung, in: Gewalt — Kon-
flikt — Frieden, Essays zur Friedensforschung, 
Hamburg 1974.
12) Vgl. Kenneth E. Boulding, Toward a Theory of 
Peace, deutsch in: E. Krippendorff (Hg.), Friedens-
forschung, Köln 19702, S. 70; er spricht von milderen 
und schärferen Konflikten.
13) Etwa bei J. David Singer, The Correlates of 
War' Project / Interim Report and Rationale, in:
World Politics, Vol. XXVI, No. 2, Januar 1972,
S. 243 ff. Vgl. ferner die Stufenleiter militärischer
Konflikte bei Hermann Kahn, Eskalation, Frankfurt 
1966, S. 69 ff.

14) Daß auch die Soziologie mit dem Konfliktbegriff 
nicht zu Rande gekommen ist, ihn vielmehr Unde-
finiert verwendet und lediglich situativ abstuft, 
zeigt die Übersicht bei H. J. Krysmanski, Soziologie 
des Konflikts, Hamburg 1971, S. 14 ff. Einen Über-
blick über die Ansätze zur Soziologie des Konflikts 
bietet auch: Walter L. Bühl (Hg.), Konflikt und Kon-
fliktstrategie. Ansätze zu einer soziologischen Kon-
flikttheorie, München 1972.
15) Kenneth E. Boulding, Conflict and Defense. A 
General Theory, New York 1962, S. 5.
I16) Anatol Rapoport, Fights, Games, and Debates, 
Ann Arbor 1960. Ihm folgt weitgehend Karl W. 
Deutsch, The Analysis of International Relations, 
Englewood Cliffs, 1968, S. 112 ff. Deutsch unter dem 
Titel: Analyse internationaler Beziehungen, Frank- 
furt/M. 1971.

grenzung auf der bisherigen Basis überhaupt 
möglich ist ).

Wenn Boulding Konflikt versteht als „eine 
Wettbewerbssituation, in der sich beide Teile 
über die Unvereinbarkeit potentieller zukünf-
tiger Positionen im klaren sind und in dem 
jede Partei eine Position einzunehmen 
wünscht, d

15
ie mit den Wünschen der anderen 

unvereinbar ist" ), so lassen sich darunter 
eine Fülle von Situationen subsumieren, die 
traditionell nicht als Konflikt aufgefaßt wer-
den. Sie reichen von den Verhandlungsposi-
tionen in einer internationalen Konferenz über 
das Fußballspiel bis zu der innerfamiliären Dis-
kussion darüber, welches Fernsehprogramm 
oder Ferienziel gewählt werden soll. Es dürfte 
nur sehr wenige soziale Beziehungen geben, 
die in diesem Sinn nicht als Wettbewerbssitu-
ation anzusprechen sind, wenn man unter 
Wettbewerb jeden Versuch versteht, eine 
eigene Haltung durchzusetzen. Rapoport führt 
in diese Richtung, wenn er sogar Debatten zu 
den drei Grundformen des Konflikts zählt-, die 
zwei anderen sind Spiele und Kämpfe 16 ).

In konsequenter Verfolgung von Rapoports ein-
geschlagener Linie läßt sich fragen, ob nicht 
alle sozialen Beziehungen Konfliktbeziehun-
gen in dem Sinne sind, daß bestehende Unter-
schiede ausgeglichen werden. Als Konflikt 
hätte dann zu gelten jede Differenz zwischen 
zwei oder mehr Positionen, die entweder in 
einer Person oder zwischen mehreren oder 
zwischen Gruppen vorhanden sind. Welcher 
Art diese Positionen sind, ob sie dem affek-
tiven oder dem kognitiven Bereich zuzuordnen 
sind, Haltungen, Meinungen, Verhaltensfor-
men, Handlungen darstellen, ist nur für die 
Klassifikation, aber nicht für die Definition 
wichtig. Konflikt stellt sich dar in seiner ety-
mologisch wohl richtigen Gestalt als Zusam-



mentreffen zweier oder mehrerer solcher Posi-
tionen, die zueinander in eine Beziehung ge-
setzt werden müssen. Anders angewendet: 
Jede soziale Beziehung gilt als ein Konflikt-
system. Was im landläufigen Sinn bisher als 
Konflikt bezeichnet wurde, ist lediglich ein 
Unterfall der großen Klasse von Beziehungen, 
die unterschiedliche Positionen miteinander 
verbinden.

Der Problemakzent liegt jetzt auf der Klassi-
fikation und Abstufung; entscheidend ist aber, 
daß das sonst nicht lösbare Problem der Ab-
grenzung zwischen konfliktfreien und konflikt-
haltigen Beziehungen beseitigt worden ist. Es 
gibt praktisch keine konfliktfreie Beziehung, 
es gibt nur unterschiedliche Gegenstände, In-
tensitäten und Regelungs- bzw. Lösungsmodi 
von Positionsdifferenzen. Sind gesellschaftliche 
Beziehungen immer Konfliktbeziehungen, so 
lassen sie sich in erster Linie nach dem Aus-
tragungsmodus in Verbindung mit dem Kon-
fliktgegenstand, also dem Bezug der Differen-
zen, klassifizieren und bewerten.

Selbstverständlich wird man in dieser Ord-
nung verschiedene Dimensionen zu unter-
scheiden haben, etwa die bi-personale Dimen-
sion, die innerstaatliche und die interstaat-
liche, um die es hier in erster Linie geht. Es 
wäre reizvoll zu prüfen, muß aber späterer 
Forschung überlassen bleiben, ob es eine Ent-
sprechung zwischen den Konfliktbeziehungen 
auf den einzelnen Dimensionen gibt. Schon 
Boulding hat vermutet, daß die Beziehungen 
zwischen den Staaten analog sind den Wett-
bewerbsbeziehungen in der Industrie 17 ). Hier 
geht es darum, das Kontinuum der Positions-
differenzen für die Dimension der zwischen-
staatlichen Beziehungen aufzuzeichnen, und 
zwar geordnet nach den Modalitäten ihrer 
Regulierung bzw. ihrer Lösung.

17) Boulding (Anm. 15), S. 227 ff.

Diese Ordnung empfiehlt sich aus folgendem 
Grunde: Die Modalität des Konfliktaustrags ist 
insofern entscheidend, weil ihre Auswirkun-
gen politisch-praktische Konsequenzen für die 
Betroffenen haben. Der primäre Unterschied 
zwischen der Anwendung von Waffengewalt 
und einem Spruch des Internationalen Ge-
richtshofes besteht darin, daß im ersten Fall 
die sozialen Kosten hoch, im zweiten relativ 
gering sind. Eine solche Bilanz ist zweifellos 
nicht das einzige Kriterium der Bewertung 
von Konfliktlösungen, es ist aber das primäre. 
Nicht umsonst wird unter dem Begriff des 

Friedens in allererster Linie die Absenz des 
Krieges verstanden, in der hier verwandten, 
präziseren Definition: die abnehmende Ge-
walt. Wenn es auch richtig ist, daß das Fehlen 
des Krieges noch keinen Frieden bedeuten 
muß, ist es andererseits zwingend, daß Krieg 
das totale Gegenteil von Frieden darstellt.

Das Kriterium, nach dem das Kontinuum der 
Konfliktaustragungsmodalitäten hier eingeord-
net wird, ist demnach der Grad an Gewalt. An 
dem einen äußersten Ende des Kontinuums hat 
demzufolge Anwendung direkter, in aller Pra-
xis militärischer Gewalt zu stehen; an seinem 
anderen Ende die Freiheit von Gewalt, also 
die Ordnung des legitimen Rechts. (Illegitime 
Rechtsordnungen, die es in der Geschichte auch 
gibt, sind ex definitione Gewaltordnungen.) 
Zwischen der Anwendung von direkter Gewalt 
und der Unterwerfung unter ein legitimes 
Recht als Mittel des Konfliktaustrags gibt es 
im internationalen Bereich eine Reihe von 
Zwischenformen, von denen wenigstens die 
beiden wichtigsten genannt werden sollen: es 
sind der Kompromiß und die Anpassung. Auf 
dem Kontinuum steht der Kompromiß hinter 
der Gewalt, die Anpassung vor dem Recht.

Diesen vier Hauptformen des Konfliktaustrags 
lassen sich, ebenfalls in Form eines Kontinu-
ums, Prozeßmuster des internationalen Sy-
stems zuordnen. Sie werden geradezu durch 
die Formen des Konfliktaustrags bestimmt. 
Kompromiß und Anpassung bilden die Muster 
der Koexistenz und der Kooperation, die An-
wendung von Gewalt produziert das Muster 
der Feindschaft und Macht, wohingegen der 
Konfliktaustrag mit Hilfe des Rechts die Pro-
zeßmuster der Harmonisation und schließlich 
der Integration (im Sinne der Aufhebung des 
zwischenstaatlichen Systems und seiner Um-
wandlung in ein staatliches System) produziert. 
Des weiteren kann man diesen Konfliktaus- 
tragstypen die hauptsächlichen Mittel zuord-
nen, mit denen sie in der Regel verwirklicht 
werden; es lassen sich sogar (wenn auch hier 
nur in Andeutungen) die politischen Instru-
mente angeben, mit denen sich diese Ver-
wirklichung hauptsächlich vollzieht (siehe 
Schema auf S. 9).

Das Schema läßt erkenen,  daß die Konflikt- 
austragsmodalität Gewalt, die die Prozeßmu-
ster der Feindschaft und Macht ausbildet, in 
ihrer direkten Form das Mittel des Kriegs 
oder der Blockade benutzt und dazu in der 
Regel das Instrument des Militärs einsetzt. In 
ihrer direkten Form setzt diese Modalität die



Mittel des Drucks oder der Ausbeutung ein 
und verläßt sich dabei auf wirtschaftliche oder 
politische Steuerungsinstrumente. Während 
der Austragungsmodus Kompromiß, der in 
erster Linie das Prozeßmuster der Koexistenz 
ausbildet, mit dem Instrumentarium der Di-

plomatie sich des Mittels der Konferenz und 
der Verhandlungen bedient, werden in dem 
Prozeßmuster der Harmonisation Konflikte auf 
dem Wege der Anpassung, d. h. mit dem Mittel 
des Beschlusses, der später nicht mehr einstim-
mig zu sein braucht, reguliert.

Das Kontinuum läßt sich natürlich erweitern 
und differenzieren. Entscheidend ist hier, daß 
es um die Gegenstandsbereiche der Positions-
differenzen bereichert wird. Im Friedensbegriff 
ist der allgemeine Modus „abnehmende Ge-
walt" mit dem allgemeinen Gegenstand „zu-
nehmende Gerechtigkeit" zusammengeschlos-
sen; dementsprechend muß auch jeder kon-
krete Austragsmodus mit dem konkreten Ge-
genstand des Konflikts in Beziehung gesetzt 
werden.
Daraus darf man nicht ohne weiteres schlie-
ßen, daß die Gerechtigkeit allein im Konflikt-
gegenstand enthalten ist, sie liegt auch im 
Modus. Im Internationalen System heißt Ge-
rechtigkeit in erster Linie, niemanden seiner 
Existenz und der Möglichkeiten zu deren Ent-
faltung zu berauben 18 ). Dementsprechend ver-

18) Einzelheiten dazu siehe bei Czempiel (Anm. 8), 
S. 44 ff.

19) Zu den Rechtfertigungen von Revolutionen vor-
züglich Ted Gurr: Why men rebel. Deutsch unter 
dem Titel: Rebellion. Eine Motivationsanalyse von 
Aufruhr, Konspiration und innerem Krieg, Düssel-
dorf 1972. Gurrs Begriff der relativen Deprivation 
-— „jede kollektiv empfundene Diskrepanz zwischen 
einer begehrten und einer erreichbaren Wertposi-
tion, gleichgültig, ob nun eine andere Gruppe den 
Wert anstrebt oder nicht ..." S. 52 — ist teils 
enger, teils weiter (weil der Konfliktpartner feh-
len kann) als die hier verwandte Definition, liegt 
aber auf der gleichen Ebene.

mag kein Gegenstand den Einsatz des äußer-
sten Gewaltmodus, des Krieges, zu rechtferti-
gen. Krieg ist immer schon in sich Unrecht. Er 
unterscheidet sich damit — worauf nicht deut-
lich genug hingewiesen werden kann — von 
dem vornehmlich innerstaatlichen Phänomen 
der Revolution19 ) und des ihr benachbarten 
Phänomens der nationalen Befreiungskriege, 
die streng genommen Revolutionen der unter-
drückten Bevölkerung gegen ihre ausländi- 



sehen Unterdrücker darstellen. Auch im inner-
staatlichen Bereich rechtfertigt die Anwen-
dung von Gewalt keineswegs sofort die von 
Gegengewalt, worauf Johan Galtung hinge-
wiesen hat20 ); sie kann sie aber rechtfertigen.

20) Johan Galtung, Gewalt, Frieden und Friedens-
forschung, in: D. Senghaas (Hg.), Kritische Friedens-
forschung, Frankfurt 1971, S. 83.
21) Einzelheiten dazu bei Czempiel (Anm. 8), S. 81 ff. 
Der von Frau Scharffenorth (in: dieselbe und W. 
Huber [Hg.], Neue Bibliographie zur Friedensfor-
schung, Stuttgart, München, S. 40) und Erhard Forn- 
dran, Frieden als Forschungsziel (in: W. Meyer, 
Konflikte, Friedensforschung, Friedenspädagogik, 
Essen 1973, S. 22 f.) erhobene Einwand, daß diese 
Strategien unerprobt und im Machtsystem vermut-
lich hilflos seien, trifft nur dann, wenn andere, bes- 
sere Strategien entwickelt würden. Forndran ist 
außerdem ein Mißverständnis unterlaufen. Ich will 
nicht, wie er meint (S. 30), Friede und soziale Ge-
rechtigkeit „radikal trennen", sondern sie gerade in 
eine engere, freilich geklärte Beziehung setzen.
22) Vgl. Rosenau, Pre-Thories and Theories of 
Foreign Policy, in: R. Barry Farrell (Hg.), Approa- 
ches to Comparative and International Politics, 
Evanston 1966, S. 27 ff.
23) Zuerst entwickelt von Johan Galtung, Eine 
strukturelle Theorie des Imperialismus, deutsch in: 
D. Senghaas (Hg.), Imperialismus und strukturelle 
Gewalt, Frankfurt 1972, S. 29 ff. Vgl. dazu positiv-
kritisch: Reimund Seidelmann, über die Brauchbar-
keit des Zentrum-Peripherie-Modells zur Analyse

von Dependenz, in: Ch. Wulf (Hg.), Friedenserzie-
hung in der Diskussion, München 1973, S. 114 ff., 
bes. S. 128.
24) Czempiel (Anm. 8), S. 76 f.
25) Ihre Perzeption ist ein beträchtlicher Konflikt-
faktor; vgl. Nils Petter Gleditsch, Rank Theory, 
Field Theory, And Attribute Theory: Three 
Approaches to Interaction in the International Sy-
stem, Research Report No. 47, University of Hawaii, 
1970. Distanz wird hier räumlich verstanden. Die 
Distanz-Theorie hingegen mißt die in den Kapa-
zitätsunterschieden liegenden Differenzpotentiale. 
Diese Theorie wurde vornehmlich von R. J. Rum-
mel entwickelt; eine kritische Darstellung fin-
det sich bei R. Seidelmann, Systemische Inter-
aktionen und die Lokalisierung ihrer nationalen 
Bedingungsfaktoren. Exemplarische Kritik der Stu-
dien von Rudolf J. Rummel im Rahmen des Dimen- 
sionality of Nations’-Project, in: K. J. Gantzel (Hg.),
Internationale Beziehungen als System, PVS Son-
derheft Nr. 5, Köln 1973, S. 87 ff.
27) Zu dem Versuch, sogenannte „objektive" Inter-
essen und damit objektive Konflikte zu beschrei-

Im Internationalen System mit seiner prin-
zipiell differenten Struktur läßt sich jedoch 
eine bewaffnete Intervention unter keinen 
Umständen rechtfertigen. Der Verzicht darauf 
bedeutet nicht Appeasement, sondern die Ent-
wicklung und den Einsatz anderer, nicht-
kriegerisch 21er Gewaltminderungsmittel ).

Ist also Gerechtigkeit zwar auch in dem Aus- 
tragsmodus enthalten, so ist sie primär natür-
lich vom jeweiligen Gegenstand der Differenz 
gekennzeichnet. Sie bemißt sich nach der 
darin enthaltenen Gleichheit oder Ungleich-
heit von Entfaltungschancen des einzelnen. 
Mit diesem Kriterium lassen sich vier Gegen-
standsbereiche erfassen22 ): Status, Land, Men-
schen (human ressources), Wirtschaft (non-
human ressources). Statusdifferenzen sind in 
aller Regel kaum auf die Erhöhung von Entfal-
tungschancen gerichtet; es muß demzufolge 
als illegitim gelten, sie politisch hochzuspie-
len. Genau umgekehrt verhält es sich bei den 
Bereichen der menschlichen und wirtschaft-
lichen Ressourcen. Hier geht es unmittelbar 
um Verteilungschancen; Gerechtigkeit-ist hier 
stets in hohem Maße involviert. Sie liegt aller-
dings nicht bei Staaten oder Zentren und Peri-
pherien23 ), sie liegt bei den einzelnen. Nur sie 
können im internationalen System Träger von 

Gerechtigkeitsansprüchen sein24 ), deren Re-
alisierung durch den jeweiligen Herrschafts-
kontext in unterschiedlicher Weise besorgt 
wird.

Verbindet man derart die „Issue Areas", den 
Gegenstandsbereich mit dem Austragsmodus, 
so wird man der komplexen Beziehungen an-
sichtig, die zwischen ihnen herrschen. Soziale 
Gerechtigkeit als Gleichheit der Entfaltungs-
chancen läßt sich zunächst nach den Gegen-
standsbereichen abstufen; sie ist aber auch in 
den sozialen Kosten der Lösungs- und Rege-
lungsmodi enthalten. Konkret: Der ökonomi-
sche Druck der Industriestaaten auf die Ent-
wicklungsländer rechtfertigt auf deren Seite 
Maßnahmen, die bis an die Grenze der Gewalt, 
etwa der Blockade, heranreichen können, sie 
aber nicht in Richtung Krieg übersteigen dür-
fen. Im Gegensatz dazu sind reine Rangunter-
schiede 25)  zwischen den beiden Gruppen über-
haupt nicht imstande, soziale Kosten zu be-
gründen.

Eine weitere wichtige Qualifikation für die 
Beurteilung der Gerechtigkeitsverteilung ist 
die Intensität der Positionsdifferenz. Sie kann 
schwach oder stark sein, w 26obei die Distanz )  
eine große Rolle spielt. Sie kann manifest oder 
latent sein, was von der Aktualität abhängt. 
Große Distanzen sprechen selten dafür, daß 
sich die Differenz auf Gerechtigkeit richtet. 
Sie kann andererseits sehr groß sein, obwohl 
die Differenz darüber nur latent ist. (Artiku-
liert sich die Differenz überhaupt nicht bei 
den Beteiligten, so existiert sie nur in der 
Theorie des Beobachters, gewinnt nur in die-
sem Rahmen „Objektivität" 27 ).)



Der Friedensbegriff selektiert damit aus der 
unendlichen Menge der Positionsdifferenzen 
diejenigen, die inhaltlich relevant sind, sofern 
sie auf die Erhöhung der Gerechtigkeit und 
den Abbau von Gewalt gerichtet sind. Der 
Konfliktbegriff ermöglicht, die einschlägigen 
Positionsdifferenzen überall aufzusuchen, also 
nicht nur dort, wo der Friede gefährdet ist 
(herkömmlicher Konfliktbegriff), sondern auch 
dort, wo er gefördert werden kann (umfassen-
der, fortschrittsbezogener Konfliktbegriff). Es 
können alle Vorgänge erfaßt werden, in denen 
sich die Gerechtigkeit erhöhen läßt — wor-
unter die Verhinderung ihres Abbaus nur 
einen Sonderfall darstellt. Desgleichen können 
alle Prozesse benannt werden, mit denen sich 
die Gewalt verringern läßt, wobei die Verhin-
derung unmittelbar direkter physischer Ge-
waltanwendung, des Krieges, gleichfalls nur 
einen Sonderfall darstellt. Der Abbau von Un-
gleichgewichten, von Asymmetrien, von Un-
gleichheiten rückt in das Lernfeld ebenso ein 
wie die Möglichkeit, durch die Umwandlung 
offener in geschlossene Systeme die Qualität 
der Gewalt selbst zu vermindern. Allgemein: 
Friede als Lernziel und Konflikt als Positions-
differenz bringen jede Notwendigkeit oder 
Möglichkeit in das Blickfeld, die Konfliktaus- 
tragsmodalitäten auf dem Kontinuum einen 
Schritt weiter in Richtung auf die Modi An-
passung und Recht verschieben. Es gilt daher 
zu erkennen, daß das oberste Ziel jeder Außen-
politik Friede sein muß und Friede ein Pro-
zeßmuster des Internationalen Systems ist, 
gekennzeichnet durch abnehmende Gewalt in 
den Austragsmodi der Positionsdifferenzen 
und zunehmende soziale Gerechtigkeit in de-
ren Inhalten.

Dieser Friedensbegriff interpretiert Konflikte 
als Positionsdifferenzen, die nach ihren Aus-
tragsmodi geordnet werden. Sie sind entschei-
dend, wenngleich sie nicht von ihren Gegen-
ständen isoliert gesehen werden können. Zwi-
schen Gerechtigkeit und Gewaltfreiheit herrscht 
eine unaufhebbare Spannung, die im Inter-
nationalen System stets zugunsten der Gewalt-
freiheit oder doch zunehmend höherer Grade 
davon entschieden werden muß. Die theore-
tisch einzige Ausnahme bildet der Verteidi-
gungskrieg, der jedoch in der erforderlichen 
begrifflichen Reinheit sehr selten ist und selbst 
in einem solchen Fall wegen der hohen sozia-

ben, vgl. Egbert Jahn, Das Problem der Identifizie-
rung von Interessen im Internationalen System, in: 
K. J. Gantzel (Hg.), Internationale Beziehungen als 
System (Anm. 26), S. 347 ff.

len Kosten legitim in Frage gestellt werden 
kann28 ). ■

28) Aus dieser Begründung leitet sich die Theorie 
des gewaltfreien Widerstands ab, wie sie in der 
Bundesrepublik Deutschland vornehmlich vertreten 
wird von Theodor Ebert, Gewaltfreier Aufstand. 
Alternative zum Bürgerkrieg, Frankfurt 1970; ders., 
Soziale Verteidigung. Alternative zum internatio-
nalen Drohsystem, in: gewaltfreie aktion, Bd. 1 
1969, S. 57 ff.

Lernziele sind demnach, daß

— Konflikte am besten als Positionsdifferen-
zen verstanden werden können, deren Aus-
gleich die meisten Sozialbeziehungen struktu-
rieren;

— Positionsdifferenzen nach Austragsmodi 
unterschieden werden können, deren Spek-
trum von Überzeugung bis gewaltsamer Er-
zwingung reichen;

— Friede als Gewaltminimierung dieser Modi 
zu verstehen ist, in den Beziehungen zwischen 
einzelnen wie zwischen Staaten;

— die Austragsmodi nicht von der in der 
Differenz enthaltenen Gerechtigkeit, verstan-
den als Verteilung der Entfaltungschancen des 
Individuums, getrennt werden können;

— diese soziale Gerechtigkeit andererseits 
nicht von den zu ihrer Verwirklichung erfor-
derlichen sozialen Kosten getrennt werden 
darf;

— im Internationalen System die direkte Ge-
walt (der Krieg) der Gerechtigkeit immer wi-
derspricht, weil sie die Existenz des einzelnen 
aufhebt;

— Friede als Verbesserung der Entfaltungs-
chance des einzelnen im Internationalen Sy-
stem an die Gewaltfreiheit der Mittel gebun-
den ist;

— Friedenspolitik daher darauf gerichtet sein 
muß, die in einem System herrschenden Pro-
zeßmuster in Richtung der Gewaltminderung 
zu verschieben, und zwar kontinuierlich bis zur 
Einführung des legitimen Rechts;

— die Friedenspolitik der Bundesrepublik je 
nach Subsystem gleichzeitig auf Koexistenz, 
Kooperation und Integration gerichtet sein 
muß.

Ein solcher Friedensbegriff hat nicht nur nor-
mative Bedeutung als oberstes Lernziel. Er 
bietet auch erhebliche Vorteile für die Ana-
lyse, insofern das Außenverhalten von Ein-



lieh anderen Bedingungskontexten angepaßte 
heiten verstanden werden kann als die ledig- 
Verwirklichung der die Systeme konstituieren-
den Verteilungsprozesse, ihrerseits abhängig 
von der sozio-ökonomischen Struktur. Damit 
läßt sich ein

29

 Problem angehen,, das in der 
Theorie der Internationalen Politik bisher 
nicht gelöst werden konnte: die Vermittlung 
der drei analytischen Niveaus des Systems, 
des Staates, des einzelnen ), also die Ver-
knüpfung von Innen-, Außen- und Internatio-
naler Politik30). Der Schlüssel zur Problem-
lösung, der hier nicht im Detail aufgeführt 
werden kann, liegt darin, daß die beiden kon-
stitutiven Elemente der zunehmenden Gerech-
tigkeit und abnehmenden Gewalt zusammen 
mit der Kategorie des Betroffenseins auf dem 
Analysenniveau des einzelnen ansetzen und 
die Niveaus des Staates und der Systeme 
lediglich als unterschiedliche Felder der Ver-
wirklichung dieser Ziele ansehen. Dieser An-
satz vermeidet den stabilisierenden Formalis-
mus herkömmlicher Versuche ebenso wie die 
diskriminierenden Glaubensbekenntnisse der 
neueren; ideologiekritisch gegenüber beiden, 
versucht dieser Ansatz, Gerechtigkeit und Ge-
walt von Herrschaftssystemen dort zu messen, 
wo sie politisch-geschichtlich relevant werden, 
nämlich am einzelnen.

29) Zu den drei analytischen Ebenen noch immer 
gültig: J. David Singer, The Level-of-Analysis 
Problem in International Relations, in: Klaus Knorr 
and Sidney Verba (Eds.), The International System, 
Theoretical Essays, New York 1961, S. 77—92.
30) Dieses Problem ist nicht nur ungelöst, es wird 
auch kaum angemessen diskutiert. Während sich 
dic amerikanische Forschung stark auf den Vermitt-
lungskomplex beschränkte (vgl. etwa W. F. Hanrie- 
dc , Compatibility and Consensus: A Proposal for 
tha Conceptual Linkage of External and Internal 
Dimensions of Foreign Policy, in: American Politi-
cal Science Review, Vol. 61, S. 971 ff.; vgl. fer-
ner die Aufsätze in James N. Rosenau (Hg.), 
LinRage Politics; Essays on the Convergence of 
National and Internationa! Systems, New York 
1969). Bei einigen Teilen der jüngeren deutschen 
Literatur liegt der Akzent, stark auf den Inhalten 
der vermittelten Politik (vgl. z, B. Ekkehart Krip-
pendorff, Das Internationale System zwischen Sta-
bilisierung und Klassenkampf, in: ders, (Hg.), Pro-
bleme der Internationalen Beziehungen, Frankfurt 
1972).

31) Der Begriff der Konsequenz als der eigentlichen 
Maßeinheit ist entwickelt worden von Eugene J. 
Meehan, The Concept ,Foreign Policy', in: Wolfram 
F. Hanrieder (Hg.), Comparative Foreign Policy, 
Theoretical Essays, New York 1971, S. 265 ff.
32) Das Verhältnis Außenpolitik — Internationale 
Politik ist bislang nur aktiv begriffen werden unter 
der Frage, in welcher Weise außenpolitische Ak-
tionen die internationale Politik beeinflussen. Es 
muß aber auch nach den Folgen von Nicht-Aktionen 
gefragt werden, weil erst auf diese Weise der voll-
ständige Kreis der Betroffenen (etwa im Fall ver-
sagter oder zu geringer Auslandshilfe) sichtbar ge-
macht werden kann.

Fazit

Aus dem Friedensbegriff lassen sich die nach-
geordneten Erkenntnis- und Lernziele verläß-
lich und begründbar ableiten. Sie vermitteln, 
daß

— jede Außenpolitik (wie auch die Innen-
politik) danach beurteilt werden muß, welche 
Grade von sozialer Gerechtigkeit und von di-
rekter bzw. indirekter Gewalt sie an den von 
ihr Betroffenen verwirklicht (Friede als Wert);

— Auswärtige Politik die durch das Herr-
schaftssystem einer Einheit strukturierten 
Ziele unter den Bedingungen des Internatio-
nalen Systems verfolgt (Verhältnis von Innen- 
und Außenpolitik);

— die Menge der Betroffenen einer Außen-
politik nicht mit ihrem Adressatenkreis zu-
sammenfällt, sondern bestimmt wird vom Aus-
maß der (Inter-) Dependenz, in der sich die 
Einheit mit anderen befindet (Verhältnis Ein-
heit und System);

— das Maß des Betroffenseins nicht an den 
deklarierten Absichten einer Politi

31
k, sondern 

an den meßbaren Konsequenzen )  für die 
Betroffenen abzulesen ist, wodurch auch Nicht- 
Handlungen erfaßt werden (Verhältnis Außen-
politik — I 32nternationale Politik );
— - das Internationale System und seine Sub-
systeme als Beziehungsmuster das Ergebnis 
früheren außenpolitischen Verhaltens der han-
delnden Einheiten darstellen und als Bedin-
gung gegenwärtigen und künftigen Handelns 
dazu tendieren, diese Ergebnisse fortzuschrei-
ben und zu verfestigen (Verhältnis Internatio-
nale Politik und Außenpolitik);

— die Beziehungsmuster des Internationalen 
Systems und seiner Subsysteme in dem Maße 
veränderbar sind, wie sich die Einheiten an-
ders verhalten (Verhältnis Außenpolitik und 
Internationale Politik;

— eine solche Veränderung gleichgerichtete 
innenpolitische Entwicklungen erfordert (Ver-
hältnis Innenpolitik, Außenpolitik und Inter-
nationale Politik);
— Außenpolitik bei ihren Adressaten auch die 
Herstellung der innerpolitischen Vorausset-
zungen solcher Änderungen bewirken muß, 



dabei aber ausn 33ahmslos ) und prinzipiell ge-
waltfrei zu verfahren hat (Friede als System-
wandel).

Diese allgemeinen Zugänge zum Erkennen und 
Lernen auf dem Gebiet der Internationalen 
Beziehungen müssen nun auf die Bundesrepu-

Vieles spricht dafür, die Welt insgesamt als 
relevantes Feld anzusehen. Begriffe wie Welt-
politik, globale Politik und neuerdings Welt-
gesellschaft sind heutzutage gängig. Sie schei-
nen auch sinnfällig, wo doch das Verhalten 
der europäischen Industriestaaten die Entwick-
lungschancen der nicht-industrialisierten Welt 
maßgeblich beeinflussen, wo Überlegungen 
arabischer Fürsten das Fortschrittstempo in 
Westeuropa bremsen könne, wo jede lokale 
Konfrontation über die Rüstungsdynamik sehr 
rasch zu einer globalen Auseinandersetzung 
führen könnte. Die Zusammenhänge sind of-
fensichtlich so beeindruckend, daß einige sich 
berechtigt glauben, nicht nur von einem glo-
balen System, sondern sogleich von „der in-
ternationalen Gesellschaft als e
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iner komplexen 

Klassengesellschaft" ) zu sprechen, von „welt-
weiten internationalen Voraussetzungen und 
Konsequenzen".

So beeindruckend und eingänglich solche The-
sen wirken, so sind sie doch nicht sozialwissen-
schaftlicher, sondern geschichtsphilosophischer 
Art. Ein

35
sicht in die „Totalität des Prozesses" 

und in den „gesamtgeschichtlichen Prozeß" ) 
läßt sich nur philosophisch begründen, sozial- 33

33) Das gleiche gilt an sich auch innenpolitisch, doch 
ist hier für extreme Gewaltsituationen die Revolu-
tion zu akzeptieren (Drittes Reich, einige latein-
amerikanische Staaten). Zum Problem der Revolu-
tion vgl. auch den instruktiven Beitrag von Volker 
Rittberger, über sozialwissenschaftliche Theorien 
der Revolution, in: PVS Jg. 12, Nr. 4, 1971, S. 492 ff.
34) Vgl. die (stark umstrittenen) Tutzinger The-
sen zu einem Curriculum der Wissenschaft von der 
Internationalen Politik, in: E. Krippendorff (Hg.), 
internationale Beziehungen, Köln 1973, S. 364 ff.

35) Vgl. das Kolloquium zwischen Wolfgang Abend-
roth und mir über Grundsachverhalte der inter-
nationalen Politik', in: J. Mück (Hg.), internationale 
Politik, Bad Wildunger Beiträge zur Gemeinschafts-
kunde, Band 4, Wiesbaden, o, J. (1971), S. 364 ff, Die 
von Krippendorff (Anm. 33), S. 20 ff., abgedruckte 
Version des Kolloquiums ist dem Titel nach irre 
führend und dem Inhalt nach leider unvollständig, 
weil Krippendorff, ohne es zu vermerken, meinen 
abschließenden, die Differenz noch einmal deutlich 
herausarbeitenden Beitrag weggelassen hat.

36) Sp richtig Bernard Willms, Entwicklung und Re-
volution, Grundlage einer dialektischen Theorie der 
Internationalen Politik, Frankfurt 1972, S. 334.
37) Niklas Luhmann, Die Weltgesellschaft, in: Ar- 
chiv für Rechts- und Sozialphilosophie, Band LVI1, 
1, 1971, S. 1—36.

blik bezogen werden. Die einschlägige Kate-
gorie dafür ist schon angedeutet worden; es 
ist die Relevanz, gemessen arn Betroffensein. 
Was also ist für die Bundesrepublik Deutsch-
land relevant, von welchen Vorgängen wird 
sie — aktiv oder passiv — betroffen?

III. Die Relevanzen

wissenschaftlich nicht. Natürlich kann ein Teil 
nur im Rahmen eines Ganzen beschrieben 
werden36 ). Dazu muß sich aber auch das 
Ganze beschreiben lassen. Für die Weltgesell-
schaft ist das bisher nur von Niklas Luh-
mann 37)  versucht worden. Im übrigen mangelt 
es sogar an den nötigsten Klärungen. Ist unter 
Weltgesellschaft ein Zusammenhang zu ver-
stehen, der die ganze Welt umfaßt, also welt-
weit in dem Sinn ist, daß jeder Mensch von 
ihm — zumindest potentiell — betroffen wird? 
Eine solche Definition wäre analog zu dem 
konventionellen Begriff der (nationalen) Ge-
sellschaft, die auch am besten als Bereich 
potentiellen Betroffenseins von relevanten 
(d. h. soziale Gerechtigkeit und Gewalt ent-
haltenden) Entscheidungen verstanden wer-
den kann. Weltgesellschaft könnte aber auch 
nur bedeuten, daß ein Zusammenhang sich so 
weit ausgedehnt hat, daß er wie ein Band 
einmal die Welt umspannt. Das Fernmelde-
wesen wäre hier zu nennen, aber auch ein 
Nuklearkrieg zwischen den Großmächten, der 
infolge seiner Zerstörungskapazität die ganze 
Welt betreffen, nämlich sie vernichten könnte.

Nach der Beantwortung dieser beiden Fragen 
wäre zu klären, womit sich der Begriff der 
Weltgesellschaft operationalisieren ließe. Am 
ehesten kämen dafür die von Deutsch ent-
wickelten Kriterien des Austausches von Gü-
tern, Dienstleistungen und Kommunikationen 
in Frage. Wo dieser Austausch nachgewiesen 
werden kann, besteht Gesellschaft, weltweit 
dann eben Weltgesellschaft. Dieser Nachweis 
ist bisher mondial nicht geführt worden, aller-
dings schon regional, Selbst wenn er gelänge, 
wäre es wegen der im Deutschen unvermeid-
lichen Konnotationen des Begriffs Gesellschaft 
besser, dann von der Existenz eines Welt- 36



Systems zu sprechen38 ). Auch ließe sich das 
mondiale System von regionalen Systemen 
leicht unterscheiden, indem einfach die unter-
schiedlichen Austauschdichten angegeben wer-
den. Der Begriff des Systems ist zwar nur um 
weniges klarer als der der Gesellschaft, doch 
sind die Schwierigkeiten mehr terminologi-
scher als semantischer Art39 ). Darüber hinaus 
haben die speziellen Systemtheorien, darunter 
auch die, die sich mit dem Internationalen 
System beschäftigen40 ), den Vorzug, hinrei-
chend prägnant, d. h. explizit in ihren Annah-
men und logisch in ihrer Durchführung zu 
sein. Es ist zweifellos richtig, daß erst die 
Allgemeine Systemtheorie „systematisch die 
Untersuchung kombinierter Interaktionen kom-
plexer Systeme in Angriff nahm" 41 ). Dieser 
Ansatz ist jedoch nicht unproblematisch. Die 
funktionalen Systemtheorien etwa geraten 
leicht in die Gefahr, bestimmte Annahmen, die 
selbst im nationalen Bereich umstritten sind, 
wie beispielsweise die der Intregration, auf 
das Internationale System zu übertragen42 ). 
Selbst diese Schärfe hat aber noch den Vor-
zug, daß sie wenigstens diskutiert werden 
kann. Man braucht den „Perspektivis
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mus" Ber- 

talanffys ) nicht zu teilen, um zu erkennen, 
daß das Modell eines Zusammenhangs, der 
gebildet wird, durch die Wiederkehr von Be-

38) Dies wird auch schon versucht, aber nicht im hier 
gemeinten Sinne; vgl. etwa Roger D. Masters, 
World Politics as a Primitive Political System, in: 
World Politics, Vol. 16, 1964, S. 595 ff.; Wilbert 
E. Moore, Global Sociology: The World as a Sin-
gular System, in: The American Journal of Socio-
logy, Vol. 71, 1966, S. 475 ff.; Herbert J. Spiro, 
World Politics: The Global System, Homewood, 111., 
1966; John W. Burton, World Society, Cambridge 
1972.
39) Zum Systembegriff und seinen mannigfachen 
Bedeutungen noch immer wichtig: Wolf-Dieter 
Narr, Theoriebegriffe und Systemtheorie, Stuttgart 
1969.
40) Vgl. z. B. Charles A. McClelland, Theory and 
the International System, New York 1966.
41) Peter Pawelka, Systemtheoretische Beiträge zu 
einer Taxonomie intra- und intersystematischen 
Verhaltens in den Internationalen Beziehungen, in: 
Klaus Jürgen Gantzel (Hg.), Internationale Bezie-
hungen als System (Anm. 26), S. 45. Pawelkas Auf-
satz bietet einen umfassenden Einblick in die sy-
stemtheoretische Analyse internationaler Beziehun-
gen.
42) Vgl. dazu die Kritik von Georg Simonis, Kriti- 
scher Vergleich einiger systemtheoretischer An-
sätze Internationaler Beziehungen, in: ebda., S. 61 ff., 
bes. S. 71.
43) Ludwig von Bertalanffy, General System Theory, 
in: General Systems, Vol. 1, 1956, S. 1 ff. Eine deut-
sche Version des Aufsatzes findet sich in: ders., All-
gemeine Systemtheorie — Wege zu einer neuen 
mathesis universalis, in: Deutsche Universitäts-
zeitung, Jg. 12, H. 5/6, 1957, S. 8 ff.

44) Vgl. Ernest Mandel, Die EWG und die Kon-
kurrenz Europa — Amerika, Frankfurt 19726.
45) Diese Frage ist schon vor geraumer Zeit aufge-
worfen und unterschiedlich beantwortet worden; 
vgl. die beiden Aufsätze von John H. Herz, Rise 
and Demise of the Territorial State, in: World Poli-
tics, Vol. IX, 1957, S. 473 ff., und: The Territorial 
State Revisited. Reflections on the Future of the 
Nation-State, in: Polity, Vol. I, 1, 1968, S. 12 ff. Ab-
gedruckt auch in: James N. Rosenau (ed.), Inter-
national Politics and Foreign Policy, A Reader in 
Research and Theory, New York 1969, S. 67 ff.

Ziehungen zwischen Elementen geeignet ist 
zur Erfassung „weltpolitischer" Zusammen-
hänge. Die Verwendung des Modells zwingt, 
diese Zusammenhänge ihrem Umfang und 
ihrer Frequenz nach dingfest zu machen. Glo-
bale, also effektiv weltumspannende Systeme 
lassen sich dann unterscheiden von entweder 
segmentär oder regional ausgeprägten Sub-
systemen.

Die Verwendung des Systemmodells ist nicht 
nur brauchbar für die Erfassung globaler Inter-
aktionszusammenhänge; sie bietet sich auch 
an, die traditionelle Analyseneinheit Staat 
genauer zu bestimmen. Ist es evident, daß wir 
nur in relativ wenigen Dimensionen wirklich 
weltpolitische Zusammenhänge nachweisen 
können, so ist es andererseits unmittelbar ein-
sichtig, daß zumindest in den hochindustriali-
sierten Teilen der Welt der Staat kein abge-
schlossenes Subsystem für sich darstellt. Er 
ist vielmehr eingebettet in eine Fülle hoch-
frequenter Interaktionen, dependenter und 
interdependenter Art. Die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft beispielsweise läßt sich 
so als ein regionales System erfassen, von dem 
die EWG-Mitglieder in maßgeblicher Weise 
betroffen werden44 ). Nicht nur die ökonomi-
schen, sondern auch die politischen und ideolo-
gischen Subsysteme, die die Einheit des Natio-
nalstaates überwölben und relativieren, lassen 
sich mit Hilfe eines solchen Modells beschrei-
ben. Genauer noch: Die Frage, in welcher 
Weise diese

45

 Relativierung stattfindet und mit 
welchen Folgen, läßt sich erst jetzt genauer 
stellen ).

Analysiert man die Welt mit dem System-
modell, so lassen sich die Relevanzen, von 
denen die Bundesrepublik Deutschland aktiv 
oder passiv betroffen wird, verläßlich angeben. 
Ein Weltsystem im Sinn wirklich weltweiter 
und umfassender Folgen von Interaktionen 
besteht nur in der Potentialität des Atom-
krieges. Als weitere, aber schon partikulare 
Systeme können die reziproken Verhaltens-



erwartungen oder kann — stark vergröbert — 
die öffentliche Meinung gelten; ferner und 
wichtiger: das System der Entwicklung. Ob 
wir es hier mit einem weltweiten System zu 
tun haben, ist eine offene, aber keine wich-
tige Frage. In jedem Fall haben wir es mit 
einem Subsystem zu tun, das annähernd mon-
diale Größe hat. Das nächstwichtigste Sub-
system, von dem die Bundesrepublik Deutsch-
land betroffen wird, ist 
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dann das Feld der 

westeuropäischen Interaktion ).

Mit diesen Kategorien lassen sich die für die 
Bundesrepublik Deutschland relevanten Fel-
der der Internationalen Politik bestimmen. Es 
sind dies

1. weltweit: die Potentialität des Atomkrieges;

2. regional: die die Gefahr dieses Krieges un-
mittelbar enthaltene Interaktion zwischen den 
kapitalistischen und den sozialistischen Staa-
ten;

3. das umfassende regionale, evtl, schon mon-
diale System der Entwicklung in der Dritten 
Welt;

4. das regionale und für die Bundesrepublik 
Deutschland besonders ausgeprägte, dement-
sprechend hoch relevante Subsystem West-
europa.

Diese vier Relevanzfelder lassen sich wegen 
der engen politisch-inhaltlichen Beziehung zwi-
schen den ersten beiden zu drei Feldern zu-
sammenziehen. Die relevantesten Positions-
differenzen sind die zwischen der kapitalisti-
schen und der sozialistischen Welt, weil sie 
die Potentialität des Atomkrieges unmittelbar 
enthalten.

Die zweite Relevanzstufe nimmt das System 
der Entwicklung ein, weil von ihm die Existenz 
von Millionen Menschen betroffen wird. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist hier — jeden-
falls war sie es lange Zeit — vornehmlich aktiv 
betroffen, dies aber in hohem Maße. Sie trug 
mit der westlichen industrialisierten Welt dazu 
bei, das Prozeßmuster der Macht und den Aus- 
tragsmodus der indirekten Gewalt zu stabilisie-
ren. Da infolge der Asymmetrien einerseits, 
des Fehlens grundlegender Positionsdifferen-
zen andererseits das Prozeßmuster der Feind-
schaft entfällt und das der Koexistenz nicht 
ausreicht, heißt Friede hier, das Muster 

der Kooperation anzustreben. Austragsmodus 
sollte demzufolge die Anpassung sein, und 
zwar derart, daß sich die Industriestaaten 
den Bedürfnissen der Entwicklungsländer an-
passen.

Die dritte Relevanzstufe ist zweifellos dem 
Subsystem Westeuropa zuzumessen, in das die 
Bundesrepublik Deutschland in starkem Maße 
eingegliedert und dementsprechend betroffen 
ist. In Westeuropa sind die Prozeßmuster der 
Harmonisation bereits gegeben. Die Inter-
dependenzdichte ist derart groß, daß hier das 
Prozeßmuster der Integration, der Übergang 
von der noch immer offenen Gesellschaft zur 
geschlossenen erforderlich ist, um den Frieden 
weiterzuentwickeln.

Zwar läßt sich darüber streiten, ob die Rele-
vanzen zwei und drei gegeneinander ausge-
tauscht werden können, weil das System West-
europa den Bundesrepublikaner stärker be-
trifft als die Dritte Welt. Stellt man aber nicht 
nur auf die passive, sondern auch auf die 
aktive Betroffenheit ab, so zwingt allein das 
Ausmaß des Hungers in der Welt, an dem 
täglich noch immer ungezählte Menschen ster-
ben, die Beziehungen Westeuropas zur Dritten 
Welt unmittelbar an die zweite Stelle der 
Relevanzstufen zu rücken. In der Lehr und 
Forschungspraxis kann es nicht darum gehen, 
die Relevanzfelder nacheinander zu bestellen. 
Sie sind gleichzeitig und wollen gleichzeitig 
bearbeitet werden, wenngleich natürlich immer 
wieder optiert werden muß. Geben die Rele-
vanzränge Hinweise dazu, so sind sie vor 
allem wichtig für die Orientierung, die in der 
Gesellschaftslehre vermittelt werden muß.

Fazit

Hinsichtlich der Relevanzen gilt es also zu 
erkennen bzw. zu lernen, daß

— die Welt in der Potentialität ihres Unter-
gangs bereits ein System darstellt, also Be-
troffenheit für alle enthält;

— unterhalb des mondialen Systems die Welt 
aus zahlreichen Subsystemen besteht, die in 
unterschiedlicher Form und Intensität für die 
Bundesrepublik Deutschland und den einzel-
nen darin relevant werden;

— die Vermeidung des Nuklearkriegs demzu-
folge das oberste Prozeßmuster der Internatio-
nalen Politik und dementsprechend das oberste 
Ziel jeder Außenpolitik zu sein hat;

46) Vgl. dazu Czempiel, Soziologische und analyti-
sche Aspekte der Weltgesellschaft, in: Mück (Anm. 
35), S. 98 ff.



— Koexistenz die Austragsform ist, die' welt-
weit nicht unterschritten werden darf;

— die industriealisierte Welt verantwortlich 
ist für die Unterentwicklung der Dritten Welt, 
und zwar historisch wegen der Vergangenheit 
des Kolonialismus, aktuell wegen der ökono-
mischen Kapazität der Ersten Welt;

— die Erste Welt sich der Dritten anpassen 
muß, und zwar so lange, bis die Entwicklungs-
länder nicht mehr vom Hungertod bedroht 
werden;

— das Subsystem Westeuropa der primäre 
Kontext geworden ist, von dem die Bundes-
republik Deutschland passiv betroffen wird;

— das Subsystem Bundesrepublik Deutschland 
analytisch sinnvoll überhaupt nur noch als ein 
Teil des Subsystems Westeuropa definiert 
werden kann;

— bei hohem Interdependenzgrad das Muster 
der Harmonisierung zur politischen Integration 
weiterentwickelt werden muß.

IV. Friede als Koexistenz

Von höchster Bedeutung ist die Vermeidung 
der nuklearen Auseinandersetzung, deren Po- 
tentialität maßgeblich von den Positionsdiffe-
renzen zwischen der Ersten und der Zweiten 
Welt, der bürgerlichen und der sozialistischen 
abhängt. Zwischen ihnen den Modus der Ko-
existenz einzurichten, wird daher zum ersten 
Lernzielzusammenhang. Er ist gleichzeitig der 
schwierigste. Das Prozeßmuster der Feind-
schaft, das Mittel des Krieges und die ihm 
vorgelagerten anderen Mittel direkter Gewalt-
anwendung kennzeichnen den Verlauf der 
Menschheitsgeschichte, ohne bisher eine be-
friedigende Erklärung gefunden zu haben47 ). 
Sie wurden unterschiedlich politisch begrün-
det, sei es mit der Differenz in der religiösen 
Überzeugung, sei es mit der Aggressionsver-
mutung beim Gegner. Dagegen hat das Prozeß-
muster in der Praxis immer schon der Herr-
schaft und ihrer Erweiterung gedient, wirt-
schaftliche Interessen gefördert, interne In-
stabilität gedämpft. Kriege sind aus Rüstungs-
wettläufen entstanden, die sich verselbständigt 
haben
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 (Richardson-Prozesse), oder aus der 
mangelnden Gewißheit über die Absichten des 
Gegners (Sicherheitsdilemma) ).

49) Dazu Czempiel, Schwerpunkte und Ziele der 
Friedensforschung (Anm. 8), S. 87 ff.

Friede als das oberste Lernziel verlangt auch 
in Positionsdifferenzen dieser Größe, das Mu-
ster der Koexistenz und den Modus des Kom- 
promisses einzusetzen. Daraus folgt kein nor-
mativer Relativismus. Im Gegenteil: Wie im

47) Vgl. die Diskussion der bisherigen Ansätze bei 
Klaus Jürgen Gantzel, System und Akteur, Beiträge 
zur vergleichenden Kriegsursachenforschung, Düs-
seldorf 1972. Dort auch die wichtigste, bis dahin 
orschienene Literatur.

48)  Siehe die hervorragende Übersicht über die 
Kriege des europäischen Systems seit 1815 bei 
J. David Singer und Melvin Small, The Wages ob 
War 1816—1965. A Statistical Handbook, Wiley, 
New York.

Friedensbegriff die abnehmende Gewalt mit 
der sozialen Gerechtigkeit gekoppelt wird, 
enthält die Forderung nach Eliminierung des 
Krieges in der Auseinandersetzung zwischen 
den kapitalistischen und sozialistischen Staa-
ten nichts anderes als die oberste Form der 
Gerechtigkeit, nämlich die Erhaltung der Exi-
stenz für alle. Was für das globale System 
galt, gilt insbesondere für das entscheidende 
Subsystem. Der in der Charta der Vereinten 
Nationen — als Fortsetzung der schon vom 
Völkerbund entwickelten Prinzipien — ent-
haltene (wenn auch noch nicht absolute) Ver-
zicht auf die Anwendung physischer Gewalt in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen bildet, 
wegen seiner Verstärkung über die nuklearen 
Zerstörungskapazitäten, die Norm, nach der 
das Prozeßmuster zumindest negativ bestimmt 
werden kann: es darf die Stufe der Koexistenz 
nicht in Richtung auf die Anwendung von Ge-
walt als Konfliktaustrag verlassen.

Der Verzicht auf die Gewalt stellt in Inter-
nationalen Beziehungen nicht nur die oberste 
Form der Gerechtigkeit dar, er relativiert auch 
keinesfalls dessen nachfolgende Grade. Legi-
timitätskonzepte sind dazu bestimmt, das ab-
strakte Prinzip der sozialen Gerechtigkeit in 
konkrete politische Praxis zu übersetzen und 
diese Praxis am Prinzip zu messen. Es konnte 
und kann den bürgerlichen Gesellschaften nicht 
gleichgültig sein, welche Art von Gerechtig-
keit in den sozialistischen Staaten verwirk-
licht wird. Umgekehrt ist diesen der kritische 
Blick auf jene durchaus aufgegeben. Auch 
Aktion ist verlangt, um den Kontrahenten zu 
bewegen, den Grad der von ihm verwirklich-
ten Gerechtigkeit anzuheben. Freilich muß 
diese Aktion gewaltfrei sein49 ), um nicht zur



Intervention zu werden und in Machtpolitik 
umzuschlagen. Die wirksame und weitgehend 
gewaltfreie Einwirkung besteht im Vorbild 
optimaler Problemlösung. Ihr Effekt ist nicht 
so gering, wie es auf den ersten Blick scheinen 
mag: Industrialisierung würde nicht von allen 
Staaten der Zweiten und Dritten Welt ange-
strebt, wenn nicht in der Ersten gezeigt wor-
den wäre, welche Möglichkeiten an sozialer 
Gerechtigkeit darin beschlossen liegen.

Mit diesem Sollwert der Koexistenz läßt sich 
auch der Kalte Krieg analysieren. Er offenbart 
dann, welche Funktion der Hinweis auf den 
Gegner für die Erweiterung der eigenen 
Machtposition und deren Ausbau gespielt hat. 
Sie läßt sich schon bei der Auseinandersetzung 
um die zukünftige Regierung Polens erken-
nen50 ), hinter der die Expansionspolitik der 
Sowjetunion sichtbar wird. Sie tritt in der 
Anlage und der Verwirklichung des amerika-
nischen Sicherheitssystems zutage51 ), in das 
auch der westliche Teil Deutschlands beim 
ersten Anlaß mit einbezogen wird. Sie wird 
erkennbar in der zunächst offen gewaltsamen, 
später dann politisch verbrämten Konstruktion 
des sozialistischen Lagers der Sowjetunion, 
läßt sich auch im Einbau der Bundesrepublik 
über den Marshallplan und die NATO in das 
amerikanische Interessenfeld nachweisen52 ).

50) Zur Entstehung des Kalten Krieges vgl. unter 
vielen anderen Martin Herz, Beginnings of the Cold 
War, Bloomington 1966.
51) Dazu Ernst-Otto Czempiel, Das amerikanische 
Sicherheitssystem 1945—1948, Berlin 1966, passim.
52) Vgl. dazu Ernst-Otto Czempiel, Grundzüge der 
Weltpolitik (seit 1945), in: J. Mück (Hg.), Inter-
nationale Politik, Bad Wildunger Beiträge zur Ge-
meinschaftskunde, Bd. 6, Wiesbaden o. J. (1972), 
S. 32—97.
53) Vgl. meinen Beitrag: Die amerikanischen-sowje- 
tischen Beziehungen aus der Sicht der Vereinigten 
Staaten, in: Forschungsinstitut der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik (Hg.), Global 
Engagement der Supermächte und regionale Sicher-
heitspunkte, Bonn 1971, S. 5 ff.

54) Dazu Czempiel, Entwicklungslinien der amerika- 
nisch-europäischen Beziehungen, in: Europa-Archiv, 
Jg. 28, H. 22, November 1973, S. 781 ff.
55) Vgl. Zbigniew Brzezinski, How the Cold War 
Was Played, in: Foreign Affairs, Oktober 1972, 
S. 181 ff. Deutsch in: Die Zeit, Nr. 47, 48, 49, No- 
vember/Dezember 1972.

Es ist aufschlußreich, daß sich die Prozeß-
muster des Kalten Krieges, die diesen Aus-
bau der jeweiligen Macht- und Einflußzonen 
begleiten, in dem Moment zu ändern beginnen, 
in dem dieser Ausbau als abgeschlossen gel-
ten kann. Mit dem Jahre 1955 beginnt, was 
konventionell als Entspannung
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 bezeichnet 

wird ).  Sie gewinnt unter Kennedy und 
Chruschtschow nicht nur an Tempo, das von 
der sich entwickelnden Situation der gegen-
seitigen Abschreckung bestimmt wird. Sie ge-
winnt unter Johnson, vor allem später unter 

Nixon und Breshnjew eine andere Qualität. 
Auf der Basis abgeschlossener und weitgehend 
stabilisierter Machtverteilungen in Mittel-
europa wandeln die strategischen Interessen 
der beiden Supermächte ihr Verhältnis so 
weitgehend, daß die Positionsdifferenzen zum 
Teil in Positionsidentitäten umgewandelt wer-
den54 ). Der Kalte Krieg hat sein Ende gefun-
den, ohne daß sich an dem, was ihn vorgeb-
lich konstituiert hatte, auch nur wenig ge-
ändert hätte 55 ).

Die Vergleichbarkeit der Attitüden und Um-
setzungsmechanismen auf beiden Seiten macht 
beide Seiten noch lange nicht gleich. Es ist ein 
Faktum, daß der Ausbau des amerikanischen 
Führungssystems in Europa, in Westeuropa 
beträchtliche materielle Vorteile und damit 
auch beträchtliche Voraussetzungen für die 
Anhebung der sozialen Gerechtigkeit gebracht 
hat. Für die Bundesrepublik Deutschland bot 
sich die Chance zum Aufbau eines liberalen 
und demokratischen Gesellschaftssystems. Daß 
diese Chance in der Bundesrepublik nicht voll 
genutzt, sondern zugunsten der Restaurierung 
eines im Grunde genommen konservativen 
Kapitalismus vertan wurde, geht nur teilweise 
auf das Interesse der USA zurück. Es geht zum 
größten Teil auf das Konto der politischen 
Elite in der Bundesrepublik, die die Spannun-
gen des Kalten Krieges dazu benutzte, ihre 
ökonomische wie politische Herrschaft aufzu-
bauen und zu stabilisieren. Daß hierin wieder-
um ein beträchtliches Maß an sozialer Ge-
rechtigkeit den einzelnen vermittelt wurde, 
ändert nichts daran, daß dieses Maß hätte 
größer ausfallen können.

Es läßt sich zeigen, wie Außenpolitik benutzt 
wurde, um innenpolitische Entwicklungen zu 
kanalisieren, etwa die Mitbestimmung und die 
Wirtschaftsdemokratie einzudämmen. Es läßt 
sich auch zeigen, wie der zweifellos berech-
tigte Legitimitätsanspruch der Bundesrepublik 
Deutschland über den zweifellos nicht berech-
tigten Alleinvertretungsanspruch in ein Macht-
instrument umgewandelt wurde. Statt dessen 
hätte das Bewußtsein, ein System geminderter 
Gewalt und erhöhter sozialer Gerechtigkeit 
realisiert zu haben, die Bundesrepublik ver-
anlassen müssen, ihrem sozialistischen Wider-



part eine gewaltgeminderte Entspannungs-
politik entgegenzubringen.

Umgekehrt darf die Entspannungspolitik der 
Gegenwart, die endlich durch die sozial-libe-
rale Koalition verwirklicht worden ist, nicht 
dazu führen, die Legitimitätsunterschiede, aus-
gedrückt in den noch immer sehr differen-
ten Graden der sozialen Gerechtigkeit, zu 
übersehen. Die Differenz ist nicht mehr so 
groß: Einerseits hat die DDR auf geholt, an-
dererseits stagnierte dieser Prozeß in der Bun-
desrepublik Deutschland. Die Differenz ist aber 
noch immer manifest vorhanden und nicht nur, 
wie es die RR darzutun versuchen, in den Woh-
nungsmieten. Statt dessen ist heute in einem 
funktionalen Vergleich die Gerechtigkeitslei-
stung der beiden Systeme zu ermitteln56 ). Zur 
Koexistenzpolitik der Bundesrepublik gehört 
demnach, diese Legitimitätsunterschiede nicht 
zu verschleiern oder zu verschweigen; sie 
müssen vielmehr konstatiert und zum Anlaß 
genommen werden, sie einerseits durch weitere 
Fortschritte der Bundesrepublik in Richtung 
der sozialen Gerechtigkeit zu vergrößern, da-
durch gleichzeitig der DDR und den anderen 
sozialistischen Staaten Anlässe zu geben, 
funktional äquivalente Leistungen zu er-
bringen.

56) Eine geeignete Grundlage dazu bieten die von 
der Bundesregierung herausgegebenen und von 
Peter Christian Ludz verfaßten Berichte und Mate-
rialien zur Lage der Nation.
57) C es das Argument Abendroths, in: Abendroth/ 
Czempiel (Anm. 35), S. 372.
58) Dies das Hauptargument bei Johan Galtung, 
Kapitalistische Großmacht Europa oder Die Ge-
meinschaft der Konzerne?, Hamburg 1973.

59) Hans-Adolf Jacobsen, Wolfgang Mallmann, 
Christian Meier (Hg.), Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa, Köln 1973.
60) Siehe die Details einer solchen Entwicklung in 
der amerikanischen Nachkriegspolitik bei Czempiel, 
Das amerikanische Sicherheitssystem (Anm. 51), 
S. 189 ff.

Es gehört in die Analyse der Ost-West-Bezie- 
hungen, daß die Sowjetunion beim Ausbau 
ihres Herrschaftssystems sehr viel mehr di-
rekte Gewalt angewendet und schon damit 
sehr viel weniger soziale Gerechtigkeit ver-
teilt hat. Dies mit ihrer Schwäche gegenüber 
den Westmäch 57ten )  oder mit der Asymmetrie 
in den Beziehungen zwischen der Sowjetunion 
und den USA erklären zu wollen58), ist nicht 
nur im schlechten Sinne apologetisch, es offen-
bart eine Argumentationsstruktur, die auch 
einen Präventivkrieg rechtfertigen würde, wie 
wohl alle Formen direkter Gewalt, wenn sie 
sich nur in irgendeiner Form begründen ließen. 
Selbst eine unmittelbare Bedrohung der So-
wjetunion — die zu keiner Zeit seit 1945 ge-
geben war —, hätte eine derart brutale Unter-
drückung der osteuropäischen Staaten nicht zu 
rechtfertigen vermocht. Genauso wenig legiti-

miert der Hinweis auf den Kommunismus die 
amerikanische Gewaltanwendung in Guate-
mala, Santo Domingo und Kuba. Die Vietnam- 
Intervention offenbart die expansionistischen 
Elemente, die den amerikanischen Krieg dort 
lange Zeit hindurch bestimmt haben.

Im Ost-West-Bereich hat sich die Situation in-
zwischen verbessert, aber noch nicht genug. 
Die Weigerung der sozialistischen Seite auf 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa, mehr Freizügigkeit zu gestat-
ten59 ), zeigt noch immer das Gerechtigkeits-
gefälle zwischen Ost und West. Zweifellos 
wird dieses Gefälle vom Westen ausgenutzt, 
um die östliche Seite politisch unter Druck zu 
setzen; zu fragen ist, welches Maß an Gewalt 
sich darin ausdrückt. Auf der anderen Seite ist 
festzustellen, daß ein solcher Druck nicht an-
gesetzt werden könnte, wenn die Bewegungs-
freiheit, die zweifellos zur sozialen Gerechtig-
keit als eines ihrer Fundamente hinzugehört, 
im sozialistischen Teil Europas verwirklicht 
worden wäre.

Sie zu fördern, muß also ein Ziel der west-
lichen Demokratien bleiben, wenn sie nicht 
in egoistischen Opportunismus absinken wol-
len. Damit die Förderung gewaltfrei bleibt, 
müßte der Westen auf ihre politische Aus-
nutzung verzichten und im übrigen, indem er 
in seinem Bereich Bewegungsfreiheit nicht nur 
rechtlich, sondern auch materiell besser aus-
stattet, neue Standards der Problemlösung 
setzen. Sind also die Entstehung und Ver-
ursachung des Kalten Krieges zu analysieren 
als Ausnutzung von Positionsdifferenzen zum 
Zweck der Expansion und Verfestigung von 
Herrschaft mit unterschiedlichen Konsequen-
zen für die soziale Gerechtigkeit, so können in 
diesem Rahmen auch die zusätzlichen sekun-
dären Eskalations- und Verschärfungsmecha-
nismen gewichtet werden. Ist eine Positions-
differenz erst einmal in das Prozeßmuster von 
Macht und Feindsch
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aft verbracht worden, so 
gewinnen die dadurch ausgelösten Reaktionen 
auf selten der Konfliktpartner eine gewisse 
Eigendynamik ).

Senghaas hat für dieses Phänomen den an-
schaulichen, wenngleich infolge seines patho-



logischen Ursprungs etwas zu deterministi-
schen Begriff des Autismus vor 61geschlagen ).  
Indem die Gesellschaft auf die Positionsdiffe-
renz reagiert, verändert sie ihre Struktur, da-
mit auch die Anlage ihrer Entscheidungspro-
zesse. Die Perzeption der Positionsdifferenzen 
vergrößert sich und wird institutionell fixiert. 
Militärapparate entstehen; sie gewinnen mit 
ihren ausschließlich auf den gewaltsamen Aus-' 
tragsmodus gerichteten Haltungen Einfluß auf 
die Aufnahme und Verarbeitung von Infor-
mationen. ökonomische und/oder politische 
Interessen orientieren sich an der veränder-
ten Situation und verstärken sie. Militärisch- 
industrielle oder militärisch-ideologische Kom-
plexe bilden sich aus. Sie beeinflussen die 
öffentliche Meinung und erzeugen die ent-
sprechenden Feindbilder. Auf diese Weise 
wird allmählich die Positionsdifferenz, die an-
fänglich nur klein und nur von den Entschei-
dungseliten perzeptiert wurde, auf der ganzen 
Breite der Gesellschaft ausgedrückt und in-
stitutionell verfestigt. Dieser Prozeß dient 
der jeweiligen Gegenseite zur Rechtfertigung 
ihrer eigenen Maßnahmen, die im erneuten 
feed back den erhöhten Aufwand der anderen 
Seite begründen; nicht nur der Mitteleinsatz 
der Partner, auch das Prozeßmuster selbst hat 
sich verselbständigt und produziert sich je-
weils neu.
Diesen Prozeß, der auf reziproke Weise zu-
stande gekommen ist, kann man nicht durch 
einseitige Aktionen unterbrechen62). So etwas 
ließe sich politisch nicht durchsetzen, da die 
Notwendigkeit des Gegenteils mit dem Hin-
weis auf die unverminderte Kapazität der Ge-
genseite leicht bewiesen und zur Diskriminie-
rung des Vorschlags benutzt werden kann. 
Auch strategisch ist er wenig fruchtbar, da es 
darauf ankommt, das Prozeßmuster, also die 
Beziehungsstruktur, zu verändern, nicht es 
nach einer Seite hin zu vertiefen. Natürlich 
muß die Veränderung in Gang gebracht wer-

61) Dieter Senghaas, Abschreckung und Frieden. 
Studien zur organisierten Friedlosigkeit, Frankfurt 
1969, S. 176 ff.
62) Dies der — nicht ganz präzis formulierte — 
Vorschlag von Dieter Senghaas, Volker Rittberger, 
Burkhard Luber, MBFR. Aufrüstung durch Rü-
stungskontrolle, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 13/73, 31. 3. 1973, S. 48 f. Das Konzept schließt nicht 
aus, daß es Teil einer gradualistischen Strategie 
wird, drückt aber diese Perspektive nicht aus. Zur 
Kritik des Gesamtansatzes dieses Artikels vgl. G. 
Wettig, MBFR. Motor der Aufrüstung oder Instru-
ment der Friedenssicherung?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 24/73, S. 3—39; K.-Peter Stratmann, 
Vom Autismus kritischer Friedensforschung, in: 
ebenda B 40/73, S. 3—23.

63) Vgl. Charles Osgood, An Alternative to War 
and Surrender, Urban 62.
64) RR, S. 380 ff. Die RR haben sich bei der einseiti-
gen Betonung der Rüstung als Konfliktfaktor offen-
sichtlich von einem Teil des gegenwärtigen Litera-
turangebots führen lassen, dabei aber übersehen, 
daß diese Literatur nur als Komplement der Ge-
samtliteratur sinnvoll interpretiert werden kann.
65) Vgl. das Adenauersche Junktim zwischen einem 
europäischen Sicherheitssystem (Abrüstung) und 
der Wiedervereinigung; Konrad Adenauer, Erinne-
rungen 1955—1959, Frankfurt 1969, S. 34 ff.
66) Vgl. Hermann Volle und Claus-Jürgen Duisberg 
(Hg.), Probleme der Internationalen Abrüstung. Die 
Bemühungen der Vereinigten Nationen 1945—1961, 
2 Bände, Frankfurt 1964. Weiterführend Erhard 

den; die Initiative dazu wird in der Regel uni-
lateral sein. Sie muß aber von vornherein auf 
einen multilateralen Prozeß der Deeskalation 
gerichtet sein, sozusagen auf die Umkehrung 
des Prozesses, der zu dem Gewaltsystem ge-
führt hat. Die Mechanismen dieses Verfahrens 
sind in der Theorie des Gradualismus ansatz-
weise entwickelt worden63 ).

Die Umkehr des Eskalationsprozesses ist 
schließlich kein mechanischer Vorgang, der 
sich an der Verringerung des Rüstungspoten-
tials erschöpft. Er schließt es ein, geht aber 
weit darüber hinaus, insofern er eben einen 
Konfliktaustragungsmodus entwickelt und ein-
übt, in dem das Instrument Militär keine Rolle 
mehr spielt. Es ist deswegen nicht nur völlig 
disproportioniert, den Akzent auf die Militär-
apparate zu legen64 ); es ist vor allem analy-
tisch unzutreffend. So richtig es ist, daß die 
Militärapparate und die von ihnen beeinfluß-
ten Entscheidungsprozesse sozusagen von 
selbst einen sie rechtfertigenden Grad von 
Spannung fixieren, so unbestreitbar bleibt 
doch, daß sie dazu nur durch den Zustand der 
zwischenstaatlichen Beziehungen instand ge-
setzt werden. Solange die Prozeßmuster ein-
deutig Feindschaft und Macht sind, solange 
der akzeptierte Konfliktautragsmodus latent 
oder manifest die direkte Gewalt ist, solange 
gewinnt die Argumentation der Militärappa-
rate eine Plausibilität, die nicht sinnvoll be- 
stritten werden kann.

In einem solchen Kontext werden Kürzungen 
der Militärhaushalte immer wieder nur mar-
ginal bleiben; es ist deswegen strategisch un-
nütz, sie anders als zur Einleitung eines poli-
tisch gerichteten Deeskalationsprozesses anzu-
setzen. Dieser Zusammenhang zwischen Auf-
rüstung und Entspannung ist von Adenauer 
richtig erkannt, wenngleich seinerzeit gegen 
die Entspannung bemüht worden65 ). Die Ab-
rüstungsdiskus 66sionen seit 1946 )  haben ne-



gativ und die Rüstungskontrollabkommen seit 
1S33 positiv bestätigt, daß die Vorbedingung 
für die Verringerung der Rüstung in der Ver-
änderung des politischen Kontextes zu sehen 
ist, Diese Veränderung braucht nicht identisch 
zu sein mit der Lösung oder auch nur der Re-
gulierung der Positionsdifferenz. Entscheidend 
ist die Bereitschaft, diesen Austragsmodus 
nicht mehr im Rahmen der gewalthaltigen Pro-
zeßmuster, sondern in denen des Kompromis-
ses zu suchen. Darauf kommt es entscheidend 
an. Ist diese Verschiebung einmal gelungen, 
lassen sich auch die Militärapparate verrin-
gern, wenn auch nicht von selbst. War ihr Auf-
bau eine Funktion von Spannung, die durch sie 
festgeschrieben wurde, so ist die Entspannung 
die Voraussetzung für ihren Abbau.

Es ist aufschlußreich, daß sich die Politiker in 
diesen Zusammenhängen besser zurechtfinden 
als Wissenschaftler. Dies galt schon, wenn 
auch negativ, für Adenauer. Es gilt positiv bei-
spielsweise für die sozialliberale Koalition, die 
die Entspannung eingeleitet und durchgesetzt 
hat, zunächst trotz der Militärapparate. Wenn 
die DDR und die Sowjetunion eine ebenso fort-
schrittliche Auffassung an den Tag gelegt ha-
ben werden, wird sich die Abrüstung leichter 
durchsetzen lassen.

Es lohnt besonders hervorgehoben zu werden, 
daß sich die praktische Politik bei der Einlei-
tung dieses Prozesses auch mit demjenigen 
Problem abgegeben hat, das eigentlich im Vor-
dergrund einer auf den Frieden gerichteten 
Wissenschaft stehen sollte, nämlich mit dem 
Problem des Kompromisses. Er ist die das Pro-
zeßmuster Koexistenz bestimmende Konflikt- 
austragsform; er ist gleichzeitig politisch wie 
rechtlich außerordentlich schwierig. Er muß 
konzessionsbereit sein, darf aber nicht zum 
Appeasement degenerieren, weil er sonst zur 
Erpressung einlädt. Er kann Rechtsansprüche 
relativieren, darf aber die soziale Gerechtig-
keit nicht verkleinern, sondern muß sie erhö-
hen. Diese komplizierte Problematik ist ent-
scheidend für eine dauerhafte Installierung des 
Friedens. Sie s
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teht unter dem Kennwort des 

„friedlichen Wandels" )  seit langem zur Dis- 
kussion, wenngleich nur rudimentär. Ihre Dis-

kussion dieser Kompromißformel vom „fried-
lichen Wandel" müßte entschiedener aufge-
nommen und trotz ihres unvollkommenen Zu-
standes zu einem zentralen Punkt in der Ge-
sellschaftslehre gemacht werden. Berücksich-
tigt wird diese Formel allerdings bereits in 
dem Themenbereich der Internationalen Or-
ganis 68ation ).

Dieser Komplex, der in den RR völlig fehlt, 
muß schon wegen seiner allgemeinen Bedeu-
tung einen wichtigen Platz in der Lehre von 
den Internationalen Beziehungen einnehmen.

Was auf Weltebene bisher an Fortschritten in 
der Gewaltminderung erreicht worden ist, 
steht in engem Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung von Organisationen kollektiver 
Sicherheit, vom Völkerbund angefangen bis 
hin zu den Vereinten Nationen69). Gerade die 
kontinuierliche Existenz der UN zeigt, welche 
funktionale Bedeutung der Internationalen Or-
ganisation selbst auf Weltebene heute zu-
kommt. Wenngleich sich auch in den UN das 
neue Konzept kollektiver Sicherheit nicht ver-
wirklichen ließ, das im Sicherheitsrat eine 
Weltregierung für den Kriegsfall vorwegneh-
men wollte70 ), so hat doch gerade der Funk-
tionswandel der UN von den ursprünglich ge-
planten Zwangsmaßnahmen bis zum Peace- 
keeping71 ) demonstriert, in welcher Richtung 
die Lösung des Problems gesucht werden kann. 
Friedenssicherung in diesem Sinn des 1956 von 
Hammarskjöld entwickelten Konzepts, das 
trotz der Rückschläge im Kongo und trotz der 
politischen Schwierigkeiten, es zu kodifizieren, 
zumindest im Nahen Osten bis 1974 seine 
Brauchbarkeit erwiesen hat72 ), zielt nicht auf 
die Regulierung oder Lösung des Konflikts 
selbst, sondern ausschließlich auf deren Mo-
dus, Indem die Friedenssicherung mit Hilfe 
eines militärischen UN-Potentials den gewalt-

Forndran, Friedenssicherung zwischen Abschrek- 
kung und Abrüstung, Düsseldorf 1970.
67) Vgl. einige Hinweis© zur Problematik bei Czem- 
piel: Konfliktlösungsfunktionen der UN. Das Ende 
des Nichtmitgliederproblems und seine theoreti-
schen Implikationen für ein neues Konzept der 
Auswärtigen Politik, in: Festschrift für Carlo 
Schmid, Stuttgart 1972, S. 327 ff.

68) Sehr interessant dazu: Eva Senghaas-Knobloch, 
Frieden durch Integration und Assoziation, Stutt-
gart 1969.
69) Dazu neuerlich Ulrich Scheuner, Wandlungen in 
Aufgabenbereich und Struktur der Vereinten Na-
tionen, in: ders. und Beate Lindemann (Hg.), Die 
Vereinten Nationen und dje Mitarbeit der Bundes- 
republik Deutschland, München 1973, S, 15 ff. Scheu-
ner geht freilich primär auf die völkerrechtlichen 
Aspekte ein,
70) Ebenda, S. 21 f. .
71) Dazu E.-O. Czempiel, Probleme der Friedens- 
Sicherung durch die Vereinten Nationen, in: Civi- 
tas, Jahrbuch für christliche Gesellschaftsordnung, 
Band 5, 1966, S. 41 ff.
72) Dazu umfassend Bosalyn Higgins, UN Peace 
Keeping, Documents and Commentary, 1846—1967, 
2 Volumes, London 1969.



samen Austrag der Konflikte verhindert, eta-
bliert sie den entscheidenden Grundsatz, daß 
die Anwendung direkter Gewalt infolge der 
totalen Aufhebung von Gerechtigkeit sich im-
mer schon selbst widerspricht.

Dieses Konzept realisiert im Krisenfall, was als 
die Rationalität der Weltorganisation bezeich-
net werden kann. Ihre Existenz dokumentiert 
einen internationalen Kommunikationsgrad, 
der als solcher die Anwendung direkter Ge-
walt zum Anachronismus werden läßt. Mehr 
noch: Als universale Organisation führt sie 
solche Staaten zusammen, die infolge ihrer 
Positionsdifferenzen den direkten Kontakt auf-
gehoben haben; dadurch wird die Positionsdif-
ferenz nicht relativiert, aber doch relationiert, 
also in proportionale Beziehung gesetzt zur 
Tatsache der gemeinsam akzeptierten Existenz. 
Mit dieser Relationierungsfunktion bildet die 
Internationale Organisation einen einzigartigen 
Kontext, in dem die Problematik von Gerech-
tigkeit und Kompromiß thematisiert und viel-
leicht in einer Lösung aufgehoben werden 
kann. Für das Deutschland-Problem hätten sich 
beispielsweise im Rahmen der Internationalen 
Organisation zahlreiche Chancen der Verände-
rung ergeben73 ). Generell gilt, daß der Aus-
bau der Friedenssicherungsfunktion als Ver-
hinderung der Anwendung direkter Gewalt in 
Kombination mit der Relationierungsfunktion 
für die zugrunde liegenden Positionsdifferen-
zen aus den Vereinten Nationen ein hervor-
ragendes Instrument des Friedens auf Welt-
ebene werden läßt.

73) Czempiel (Anm. 67), S. 333 ff.
74) Aber es gilt auch für diese: Galtung bleibt un-
deutlich, wenn er den Begriff der Internationalen 
Organisation für die multinationalen Gesellschaf-
ten verwendet und sie einer neuen Erscheinungs- 
form des Imperialismus zurechnet. J. Galtung, Eine 
strukturelle Theorie des Imperialismus, in: D. Seng- 
haas (Hg.), Imperialismus und Strukturelle Gewalt, 
Frankfurt 1972, S. 64 f.

Dies gilt für alle Internationalen Organisatio-
nen, jedenfalls soweit sie nicht partiell funk-
tionaler Natur sind 74 ); es gilt auch für die re-
gionalen. Hier liegt die Bedeutung der Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, in deren fünftem „Korb" eine ständige 
Kommission vorgesehen ist. Sie könnte als 
nucleus einer internationalen, die kommuni- 

> stischen und kapitalistischen Staaten der indu- 
striealisierten Welt zusammenfassenden Orga-
nisation fungieren. In deren Kontext, in der 
ständigen Begegnung und Diskussion der an-
stehenden Differenzen, in der permanenten 

Kommunikation, könnten sich diejenigen Be-
zugspunkte bilden, in deren Gemeinsamkeit 
der Widerspruch zwischen Gerechtigkeit und 
Kompromiß aufgehoben werden kann.

Fazit

Für das Problem des Friedens als Koexistenz 
gilt es also zu erkennen und zu lernen, daß

— die Beziehungen zwischen den bürgerlichen 
und sozialistischen Staaten in das Prozeß-
muster der Koexistenz verbracht und dort un-
ter allen Umständen gehalten werden müssen;

— Koexistenz die jeweiligen Legitimitätskon-
zepte nicht tangiert;

— im Internationalen System die Erhöhung 
der sozialen Gerechtigkeit unter allen Um-
ständen gewaltfrei angestrebt werden muß und 
deshalb am besten über das eigene Vorbild 
und dessen zu erwartende Nachahmung er-
reicht werden kann;

— Kriege geschichtlich immer schon mit reli-
giösen, ideologischen, territorialen, aggres-
sionvermutenden Gründen gerechtfertigt wor-
den sind, die sich rückblickend stets als unrich-
tig oder unproportional erwiesen haben;

— außenpolitische Argumente immer schon 
innenpolitischen Terror und territoriale Expan-
sion rechtfertigen sollten, dazu aber prinzipiell 
nicht imstande sind;

— das Muster der Feindschaft meist aus Un-
sicherheit, aus Aktions-Reaktions-Folgen ent-
standen ist und selten aus genuinen Aggres-
sionsabsichten (Hitler);

- die so gelagerten Positionsdifferenzen je-
doch immer auch mit Herrschaftsinteressen 
nach innen und außen verknüpft sind;

— diese Herrschaftsinteressen unterschied-
liche Grade von sozialer Gerechtigkeit an die 
von ihnen Betroffenen vermitteln;

— diese Grade meßbar sind an der Existenz 
der einzelnen;

— der Kalte Krieg vornehmlich als Expansion 
amerikanischer und sowjetischer Einfluß- und 
Herrschaftsinteressen zu gelten hat, die durch 
mangelnde Einigkeit zwischen den Siegermäch-
ten ausgelöst wurde;

— diese Makrostruktur von kleineren Struk- 
turen ökonomischer, positionaler, verfügungs- 
mäßiger Art ausgenutzt wurde, die ihren Ein-
fluß auf den Entscheidungsprozeß intensivie-
ren und institutionalisieren konnten;



— ein Abbau dieser Makro- und Mikrostruk-
turen eine Veränderung der Prozeßmuster er-
fordert;

— demzufolge insbesondere Abrüstung von 
Entspannung abhängig ist — und nicht umge-
kehrt;

— Abrüstung hingegen als gradualistisch ge-
richtete Einleitung der Entspannung sinnvoll 
und zweckmäßig ist;

— die Einleitung und Vertiefung der Entspan-
nung die vorrangige Aufgabe aller beteiligten 
Einheiten sein muß;

— Entspannung letztlich auf die Lösung des 
Problems von Kompromiß und Recht angewie-
sen ist, daß außerordentliche Schwierigkeiten 
bereitet;

— eine Lösung am ehesten von der Herstel-
lung eines entsprechenden Kontextes erwartet 
werden kann;

— internationale Organisationen auf weltwei-
ter wie auf regionaler Ebene ein erwiesener-

maßen geeignetes Instrument zur Herstellung 
solcher Kontexte darstellen;

— die Peacekeeping-Funktion der Vereinten 
Nationen eine auf den akuten Krisenfall ge-
richtete Anwendung dieser Fähigkeiten der In-
ternationalen Organisation darstellt;

— dieser Ansatz der Friedenssicherung theo-
retisch wie politisch ausgebaut werden muß;

— die kontinuierliche gewaltfreie Kommuni-
kation zwischen den sozialistischen und kapi-
talistischen Staaten die beste Vorbedingung 
für die Errichtung einer europäischen Friedens-
ordnung im Sinne veränderter Positionsdiffe-
renzen darstellt;

— die Errichtung einer internationalen Orga-
nisation als Kontext dieser Kommunikation 
geprüft werden muß;

— das Ziel dieser Kommunikation nicht nur 
die Verminderung der Positionsdifferenzen, 
sondern darin die Vermittlung größerer sozia-
ler Gerechtigkeit und ihrer Vorbedingung, der 
Freiheit von Gewalt, sein muß.

V. Friede als Kooperation

Nach dem (noch immer nicht vollständigen) 
Abschluß der Entkolonialisierung beruhen die 
Positionsdifferenzen zwischen der Ersten und 
der Dritten Welt im wesentlichen auf den un-
gleichen Stadien und Chancen der Entwick-
lung. Schon deswegen kann sich die industria-
lisierte Welt nicht auf das Muster reiner Ko-
existenz zurückziehen. Für die westliche Welt 
gilt dies in verstärktem Maße, da sie infolge 
ihrer kolonialistischen Vergangenheit mitver-
antwortlich ist für die Unterentwicklung, und 
da sie infolge der ihr zahlreich verbliebenen 
Verbindungen zur Dritten Welt die Möglich-
keit zur Hilfe besitzt. Diese Gründe werden 
verstärkt durch die fast als Weltsystem anzu-
sprechende Asymmetrie, so daß die Positions-
differenz nur durch eine kompensierende Hal-
tung der Industriestaaten, also durch ihre An-
passung an die Bedürfnisse der Entwicklungs-
länder ausgeglichen werden kann.

Das Konfliktsaustragungsmuster Anpassung 
läßt sich für die Beziehungen zwischen der 
Ersten und der Dritten Welt mit dem Begriff 
veränderter Nutzenverteilung konkretisieren. 
Mit Recht hat Galtung darauf verwiesen, daß 
diese Beziehungen strukturell gekennzeichnet 
sind durch maximale spin-off- und spill-over- 
Vorteile für die Erste und durch minimale für 

die Dritte Welt75 ). Dafür den Begriff der Ab-
hängigkeit zu verwenden 76 ), mag sinnfällig 
scheinen, weil es dem konventionellen Sprach-
gebrauch entspricht. Andererseits impliziert 
der Begriff, daß die gewünschte Problemlö-
sung in der Unabhängigkeit zu suchen sei. Ge-
nau dies kann aber in den Beziehungen zwi-
schen der industrialisierten Welt und den Ent-
wicklungsländern nicht gemeint sein. Die Ent-
wicklungsländer werden auf absehbare Zeit 
abhängig bleiben von Kapitalzufuhr, Übermitt-
lung von technischem Wissen, Marktchancen. 
Sie haben sich immer wieder in dieser Weise 
geäußert77 ). Sie wollen abhängig bleiben, da-
bei aber die gegenwärtige Nutzenverteilung 
zu ihren Gunsten in das Gegenteil verkehren. 
Profitierten bisher die Industriestaaten von 
dieser Abhängigkeit, so sollte sie nunmehr in 
erster Linie den Entwicklungsländern zugute 
kommen.

75) Ebenda, S. 44 ff.
76) Dies ist heute gängig; vgl. aber explizit die Ein-
leitung von Senghaas, in: ebenda, S. 15 f.
77) Vgl. die übersichtliche Darstellung ihrer Forde-
rungen in S. Fietze u. a., Auswertung der Dokumen-
tation der Welthandelskonferenz, Stuttgart 1966.

Im Begriff der veränderten Nutzenverteilung 
im Sinne von Anpassung ist auch die praxeo- 



logische Konsequenz schon sehr viel besser 
enthalten als in dem praxisfernen, rein auf Dis-
kriminierung gerichteten Begriff der Abhän-
gigkeit. Gerade weil nicht bestritten wird, daß 
Ausbeutung und ökonomische Herrschaft de 
facto existieren, muß man sie so benennen, daß 
ihre Veränderbarkeit unmittelbar ausgedrückt 
wird. Andernfalls bleibt die Wissenschaft bei 
einem ungerichteten Kritizismus, der selbst 
von der herrschenden Praxis überholt werden 
kann, etwa vom Präferenzabkommen der EWG 
mit den Entwicklungsländern vom 30. 1. 1971, 
das trotz seiner unzureichenden Ausgestaltung 
noch immer fortschrittlicher und nützlicher für 
die Entwicklungsländer ist als eine sich auf 
Kritik beschränkende Theorie.

Von den Positionsdifferenzen zwischen Erster 
und Dritter Welt sind die Industriestaaten im 
wesentlichen aktiv betroffen, weil sie die Dif-
ferenzen schaffen, indem sie den Entwicklungs-
ländern die Entwicklung verweigern. Darin 
drückt sich indirekte Gewalt aus, entsprechend 
die Versagung von Gerechtigkeit. Beides ist 
um so gravierender, als infolge des Kolo-
nialismus die meisten westlichen Industriestaa-
ten für das Schicksal der unterentwickelten 
Länder über lange Strecken der Geschichte hin 
verantwortlich gewesen sind78 ). Es ist zwar 
unrichtig, daß die Entwicklung der Ersten 
Welt nur auf Kosten der Dritten stattfinden 
konnte; es ist aber richtig, daß sie zu Lasten 
dieses Weltteils insofern ging, als sich die In-
dustriestaaten exklusiv um ihren eigenen 
Fortschritt bemühten und die Kolonien ausbeu-
tend davon ausschlossen. Ein flankierender 
Aufbau der Kolonien im Sinn von Entwicklung 
hätte sicher das Tempo des Aufstiegs der Er-
sten Welt verlangsamt.

78) Vgl. die umfassende Darstellung von Franz 
Ansprenger, Auflösung der Kolonialreiche, Mün-
chen 19702.

79) Zur Mitarbeit in der UN vgl. die Übersicht bei 
H. Dröge u. a., Die Bundesrepublik und die Ver-
einten Nationen, München 1968. über die Bezie-
hungen zu den Mittelmeerländern vgl. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung an 

Gleichfalls muß gelten, daß Entkolonialisie-
rung keineswegs immer das Ende dieser Nut-
zenverteilung mit sich gebracht hat. Sie hat 
sich vielmehr durchgehalten, in manchen Fäl-
len sogar verstärkt. Ausbeutung ist insofern 
nicht nur eine geschichtliche, sondern auch 
eine gegenwärtige Kategorie, was die aus der 
Geschichte stammenden Verpflichtungen nur 
noch intensiviert. Die Anpassung der Indu-
striestaaten an die Entwicklungsländer zum 
Zweck der Verstärkung der Nutzenverteilung 
ist insofern ein vielfältig abzuleitender und zu 
begründender Imperativ. Die historische Ab-
leitung ist dafür wohl moralisch, aber nicht 
politisch die zwingendste. Für die Bundesre-

publik Deutschland hat sie, wegen der kurzen 
Periode des deutschen Kolonialismus, kaum 
Bedeutung.

Aber auch systematisch ist es unzulässig, ge-
genwärtige Verpflichtungen nur aus vorange-
gangenen Verfehlungen abzuleiten. Die Ver-
pflichtung zur Anpassung, zur Entwicklungs-
hilfe, muß vielmehr vornehmlich mit dem Frie-
densbegriff begründet und mit dem Interde-
pendenzbegriff abgestuft werden. Die Gewalt 
zu vermindern und die Gerechtigkeit anzuhe-
ben, heißt in den Beziehungen zwischen der 
Ersten und der Dritten Welt ganz konkret, das 
System indirekter Macht abzubauen — jeden-
falls seine Folgen zu mindern —, das aus der 
Überlegenheit der Industriestaaten resultiert.

Die Entwicklungsländer haben es schwer, sich 
gegen diese Überlegenheit der Industriestaa-
ten, die den Weltmarkt, die Handelswege, das 
Währungssystem, die Produktionszwänge be-
stimmen, durchzusetzen. Dieses System 
braucht deswegen nicht zerstört, es muß nur 
so weit geöffnet werden, daß die Entwick-
lungsländer einen ihre Aufstiegserwartungen 
kontinuierlich einlösenden Platz darin finden. 
Was konkret dazu erforderlich ist, haben die 
betroffenen Staaten immer wieder deutlich 
formuliert (UNCTAD); es braucht nur ausge-
führt zu werden.

Diese generelle Forderung betrifft die Bundes-
republik Deutschland generell, soweit sie in 
das Weltsystem eingegliedert ist, als Mitglied 
der entsprechenden Organisationen und Son-
derorganisationen der UN (der Weltbank-
gruppe, des UNDP, der UNIDO), der Welthan-
delskonferenzen (UNCTAD), der Regional-
kommissionen der Vereinten Nationen. Es be-
trifft die Bundesrepublik Deutschland regional, 
als Mitglied im „Development Assistance 
Committee" (DAC), der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD). Besonders intensiv wird die Bundes-
republik Deutschland regional betroffen durch 
die Mitgliedschaft in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, die sich über den Euro-
päischen Entwicklungsfonds wie über die 
Assoziationsabkommen und die Handels- bzw. 
Präferenzverträge mit den Mittelmeerländern 
und den afrikanischen Staaten umfassend und 
wirksam in dem Entwicklungsprozeß einge-
schaltet hat79 ). Schließlich betrifft diese Forde-



rung die Bundesrepublik Deutschland unilate-
ral, soweit sie Entwicklungshilfe zweiseitig 
vergibt und mit ihrer Import- und Exportpoli-
tik die Entwicklung beeinflußt.

Da Entwicklung ein fast mondiales System dar-
stellt, ist die Bundesrepublik Deutschland von 
diesem Vorgang universal betroffen; jedoch 
nicht überall in gleichem Maße, ebenso wie 
auch die Interdependenz noch keinesfalls welt-
weit in gleicher Intensität ausgeprägt ist. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist vielmehr über 
den Austausch von Waren, Dienstleistungen 
und Kommunikationen mit einigen Teilen der 
Welt viel intensiver verbunden als mit ande-
ren. Sie wickelt rund zwei Drittel ihrer Han-
delsbeziehungen mit den Europäischen Ländern 
ab, fast 45 Prozent mit den EWG-Ländern. 
Afrika und Asien sind jeweils nur zu 11 Pro-
zent in den Austausch mit der Bundesrepublik 
Deutschland eingeschlossen, Australien und 
Ozeanien nur mit 0,9 Prozent80 ). Funktional 
läßt sich die Betroffenheit direkt am Grad des 
Austauschs, also der Interdependenz, ablesen. 
Praxeologisch ergibt sich, daß dieser Aus-
tausch daraufhin analysiert werden muß, in 
welchem Maß dieser Austausch sich den Be-
dürfnissen der Entwicklungsländer anpaßt, 
ohne deswegen die der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinträchtigen.

den Rat über die Beziehungen der Gemeinschaft 
zu den Maghreb-Ländern, Brüssel 1972.
80) Jahresbericht der Bundesregierung für 1969, 
Bonn o. J., S. 664.

81) Karl-Heinz Sohn, Entwicklungspolitik. Theorie 
und Praxis der deutschen Entwicklungshilfe, Mün-
chen 1972.

Freilich ist die Betroffenheit nicht auf die auf 
wechselseitigen Vorteil gerichteten Austausch-
beziehungen beschränkt. In dem Maß, in dem 
die Bundesrepublik Deutschland mit Entwick- 
lungsländern verkehrt, in dem Maße also, in 
dem hier Gesellschaft funktional konstituiert 
wird, kann sie sich nicht mehr darauf beschrän-
ken, in den gegebenen Beziehungen Gerechtig-
keit gleich zu verteilen und darin Gewalt ab-
zubauen. Vielmehr wird hier Verantwortung 
begründet, die den Industriestaat zwingt, die 
Entwicklung des Nicht-Industriestaates zu för-
dern. Aus diesem Zusammenhang läßt sich die 
Begründung für die Entwicklungshilfe differen-
ziert herleiten.

überall dort, wo durch Austauschbeziehungen 
ein gesellschaftlicher Zusammenhang gebildet 
wird, wie schwach er auch immer ausgeprägt 
sei, entsteht die Verantwortung für die Erhal-
tung der Gesellschaft, also für die Aufhebung 
des Hungers. Diese Verantwortung ist daher 
praktisch weltweit. Je intensiver der gesell- 

. schaftliche Zusammenhang als Austauschbezie-
hung konstituiert wird, je umfangreicher wird 
die Verantwortung für die Entfaltung der be-
treffenden Gesellschaft. Ein intensiver Han-
delsaustausch zwischen einem Industriestaat 
und einem Entwicklungsland, der nicht zur In-
dustrialisierung (oder zu einer anderen Form 
ökonomischen Aufstiegs) des Entwicklungslan-
des führt, bleibt Ausbeutung. Um diese Indu-
strialisierung zu bewirken, sind neben der 
entsprechenden Gestaltung der Austauschbe-
ziehungen Hilfen erforderlich, deren Ausmaß 
und Richtung sich nach dem Grad der Inter-
dependenz abstufen lassen. Je intensiver die 
Austauschbeziehungen, desto größer der Grad 
der Entwicklung, den der Industriestaat zu be-
wirken hat.

Konkret: Die Bundesrepublik Deutschland 
muß, zusammen mit allen anderen Industrie-
staaten, Hungertod weltweit ausschalten; sie 
muß im Rahmen ihrer über die EWG vermit-
telten intensiven Beziehungen zu den afrika-
nischen Staaten und den Mittelmeerländern für 
deren Entwicklung sorgen, und zwar nicht nur 
über eine entsprechende Gestaltung der Han-
delsverträge, sondern auch über die Entwick-
lungshilfe. Dies gilt ganz besonders für die 
Länder, mit denen sie eine intensive Aus-
tauschbeziehung unterhält.

Ist auf diese Weise die Herstellung des Pro-
zeßmusters Kooperation in den Beziehungen 
zwischen der Ersten und der Dritten Welt 
funktional hergeleitet und differenziert wor-
den, so kann jetzt mit den darin entwickelten 
Normen das praktische Verhalten der Bundes-
republik Deutschland analysiert und kritisch 
diskutiert werden. Es zeigt sich81 ), daß das 
Verhalten der Bundesrepublik gegenüber den 
Entwicklungsländern sowohl systematisch wie 
subsystemisch wie hinsichtlich der Gestaltung 
der Austauschbeziehungen und der Entwick-
lungshilfe defizient ist. Weder zählt die Bun-
desrepublik auf Weltebene zu den Anwälten 
einer energischen Anstrengung, den Hunger 
weltweit zu beseitigen, noch vertritt sie in den 
Subsystemen der OECD und EWG entschieden 
genug eine Politik der Anpassung an die Be-
dürfnisse der Entwicklungsländer. Schließlich 
ist auch ihre Entwicklungshilfe weder ihrem 
Umfang noch ihrer Struktur nach unter den 
hier entwickelten Normen ausreichend. Wenn-
gleich sich die Bundesrepublik Deutschland 



zweifellos in der vorderen Gruppe der fort-
schrittlichen Geberländer bewegt und bei-
spielsweise bereit sein würde, die Bindungs-
klausel aufzuheben, hat auch sie die Forde-
rung der Entwicklungsländer, die Hilfe auf 
1 Prozent des Bruttosozialproduktes zu erhö-
hen und zu drei Vierteln als öffentliche Mittel 
zu geben,

82

 1971 nicht erreicht. Vielmehr zeigt 
der Anteil der öffentlichenn Hand eine fallende 
Tendenz ).

Auf dem wichtigen Gebiet der Konzeptuali- 
sierung von Entwicklungsstrategien, die einer-
seits effizient sind, andererseits die Tradition 
dieser Länder berücksichtigen, hat die Bundes-
republik Deutschland so gut wie nichts vorzu-
weisen83). Lediglich hinsichtlich des Waffen-
handels, jener Form der Exportförderung in-
dustrialisierter Staaten, die die Entwicklungs-
länder am meisten belasten, h

84
at sie sich bisher 

weitgehend abstinent verhalten ).

82) Czempiel, Entwicklung und Entwicklungshilfe, 
in: J. Mück (Hg.), Politische Soziologie, Bad Wil- 
dunger Beiträge zur Gemeinschaftskunde, Bd. 6, 
Wiesbaden 1973, S. 223.
83) Ebenda.

84) Helga Haftendorn, Militärhilfe und Rüstungs-* 
exporte der BRD, Düsseldorf 1971.

Mit dieser funktionalen Ableitung der Not-
wendigkeit und der Struktur des Prozeß-
musters Kooperation fügt sich das Problem der 
Entwicklungsländer konseguent in eine Ge-
sellschaftslehre ein, die den Fortschritt, den 
sie im Sinn hat, begrifflich wie empirisch exakt 
beschreibt. Sie verbindet Formation mit wert-
mäßig gerichteter Orientierung. Das Prozeß-
muster der Kooperation erfüllt kurz- und mit-
telfristig alle Erwartungen der Entwicklungs-
länder, ohne die Industriestaaten zu zerstören.

Fazit

Für den Bereich der Beziehungen zwischen den 
Industriestaaten und den Entwicklungsländern 
gilt es also zu erkennen und zu lernen, daß

— die Positionsdifferenz zwischen den Ent-
wicklungsstaaten und der industrialisierten 
Welt auf dem Gebiet der Entwicklung liegen; 

— die Industriestaaten daher auf dieser Di-
mension vornehmlich aktiv betroffen sind;

— Entwicklung infolge der herrschenden 
Asymmetrie, des Kolonialismus als Geschichte, 
der ökonomischen Kapazität der Industriestaa-
ten nur mit dem Muster der Kooperation, also 
mit dem Austragungsmodus der Anpassung zu 
erreichen ist;

— die Verpflichtung dazu ihrer Ausdehnung 
und ihrer Intensität nach abstufbar ist;

— der Maßstab für diese Abstufung funktional 
im Grad der Interdependenz, gemessen an der 
Intensität des Austausches von Gütern, Dienst-
leistungen, Kommunikationen, liegt;

— weltweit die schwächste, aber maßgebende 
Verpflichtung besteht, den Hunger zu beseiti-
gen;

— regional darüber hinaus Entwicklung (vor-
nehmlich als Industrialisierung) zu leisten ist;

— das Instrument dazu nicht nur die Gestal-
tung des Handels, sondern zusätzlich reale 
Hilfeleistungen sein müssen;

— diese Hilfen in der gewinnfreien Überlas-
sung von Kapital und technischem Wissen, so-
dann aber auch in der Hergabe von Konzepten 
zu bestehen haben, mit denen sich die gesell-
schaftlichen, ökonomischen und wirtschaft-
lichen Probleme der Entwicklung bewältigen 
lassen;

— das entscheidende Kriterium in den Bedin-
gungen dieser Hilfe, vornehmlich der Kapital-
hilfe zu suchen ist;

— diese Hilfen exklusiv den Entwicklungslän-
dern nützen müssen bis zu dem Grad, an dem 
die soziale Gerechtigkeit in den Industrie-
staaten beeinträchtigt wird (Arbeitsplatzsiche-
rung) ;

— das Prozeßmuster Kooperation, das auf die 
Entwicklungsländer gerichtet ist, innenpoliti-
sche Voraussetzungen im Geberland hat, die 
die soziale Demokratie dort weiterenwickeln.



VI. Friede als Integration

Von der Kategorie der Betroffenheit wird der 
Region Westeuropa eine besonders hohe Rele-
vanz für die Verwirklichung des Friedens zu-
gewiesen. Der Prozeß der wechselseitigen 
Penetration hat eine solche Dichte gewonnen, 
daß zumindest im Bereich der ursprünglichen 
sechs Mitglieder, zunehmend aber auch im 
Rahmen der neun, das administrative Sub-
system Staat eine vergleichsweise untergeord-
nete Rolle spielt. Sie läßt sich kaum noch 
randscharf abgrenzen gegen die Überlagerun-
gen durch Entscheidungen der Gemeinschaft 
oder Vorgänge in ihr. Selbstverständlich kann 
dieser Prozeß durchaus rückgängig gemacht 
werden; er hat sich zumindest nicht verselb-
ständigt, wie das die klassischen funktionali-
stischen Integrationstheorien angenommen 
hatten85 ). Die politische Entscheidung ist nach 
wie vor unerläßlich. Ihre Notwendigkeit kann 
jedoch funktionalistisch aus dieser Interdepen-
denzdichte abgeleitet werden. Die maßgeb-
lichen Produktivkräfte haben sie praktisch 
schon vorweggenommen; die Folgen davon, 
wie die Folgen dieser hohen Interdependenz-
dichte insgesamt, sind für den einzelnen in 
seiner Existenz unmittelbar erfahrbar86 ). Der 
etwas verschwommene Begriff der Interdepen-
denz 87)  läßt sich auf diese Weise im Mikro-
bereich aufhellen und veranschaulichen; im 
Makrobereich ist Westeuropa gerade auch in 
der Dichte des Güteraustausches mehrfach als 
Subsystem nachgewiesen worden.

85) So David A. Mitrany, A Working Peace System, 
Chicago 1966.
86) Sie könnten insofern auch didaktisch gut zum 
Ausgangspunkt genommen werden; vgl. meinen 
gedruckten Vortrag: Internationale Politik in der 
Politischen Wissenschaft und in der Politischen Bil-
dung, in: Gesellschaft, Staat, Erziehung. Jg. 16, 
1971, No. 5, S. 267 ff.
87) Zum Interdependenzbegriff vgl.: Richard Rose- 
crance and Arthur Stein, Interdependence. Myth 
or Reality? in: World Politics, Vol. XXVI, No. 1, 
Oktober 1973, S. 1 ff. Die Arbeit von F. Schlupp, 
S. Nour, G. Junne, Zur Theorie und Ideologie inter-
nationaler Interdependenz, in: Gantzel (Anm. 26), 
S. 245 ff., beschäftigt sich nicht mit Interdependenz, 
sondern mit Abhängigkeit.
88) Der Begriff nach R. Aron, Frieden und Krieg, 
Frankfurt 1963.

89) Es wird vornehmlich von Richard A. Falk ver-
treten; vgl. die von ihm mit S. H. Mendlowitz her-
ausgegebenen Bände: The Strategy of World Or-
der, New York 1966 f.
90) Vgl. meinen Versuch dazu in: Mück (Anm. 35), 
S. 106 ff.

Die Integration, der Umschlag vom offenen 
System in ein geschl
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ossenes mit zentraler 
Sanktionsgewalt, die Aufhebung der .Situation 
hobbesienne  8), ist die oberste Stufe der Pro-
zeßmuster im Internationalen System, der Be-
ginn einer qualitativ neuen Folge weiteren 

Fortschritts. Hinter dieser These verbirgt sich 
nicht notwendig ein Weltstaatkonzept. Der 
Weltstaat ist auf absehbare Zeit nicht realisier-
bar, in aller Praxis auch nicht wünschbar. Wohl 
aber ist der Fortschritt des Friedens an die 
Beseitigung partikularer Subsysteme gebun-
den, insofern sich dadurch die Möglichkeiten 
gewaltsamer Austragsmodi verringern und die 
soziale Gerechtigkeit erhöhen läßt. Wie immer 
man zum Konzept des Weltstaats stehen 
mag89 ): die Integration hoch interdependenter 
kleiner Staaten in einem zureichend großen 
Staat ist eine stringent aus dem hier verwand-
ten Friedensbegriff abzuleitende Forderung. 
Eine funktionale Friedenstheorie findet ihren 
logischen Abschluß in der Integration als 
Norm der Weiterentwicklung von Prozeß-
mustern zwischen hoch interdependenten Ein-
heiten.

In der besonderen Situation der Bundesrepu-
blik stößt eine solche funktionale Theorie na-
türlich auf die Schwierigkeiten des Problems 
der Wiedervereinigung und des deutschen 
Nationalstaates. Eine Lösung kann hier nur 
angedeutet werden90 ). Sie liegt in einer Ent-
mythologisierung des Staatsbegriffs, in seiner 
Reduktion auf funktionale Leistungen für die 
Existenz von Gesellschaft. Wie aus der Inter-
dependenzdichte funktional die Notwendigkeit 
eines westeuropäischen Staates, also die Auf-
hebung des Nationalstaates im traditionellen 
Sinne, abgeleitet werden kann, so hat das Na-
tionalstaatkonzept seine Bedeutung auch für 
die Wiedervereinigung verloren. Entscheidend 
ist die Wiederherstellung der gesellschaft-
lichen Kommunikationen, damit die soziale 
Einheit Deutschland als spezifische Kommuni-
kationsdichte wiederhergestellt wird. Auch die 
kulturelle wie die historische (deren Nach-
weis schwierig ist) Identität ist zu rekonstru-
ieren. Sie läßt sich aber wiederherstellen, 
ohne die politische Einheit Deutschlands zu 
erfordern.

Auf diese Weise ist zunächst einmal das ge-
sellschaftliche Wiedervereinigungsproblem ge-
trennt worden von der Wiederherstellung 
Deutschlands als Herrschaftssystem und als 



Machtfaktor. Ergibt sich dann daraus später 
auch eine zunehmende Dichte im Austausch 
von Gütern und Dienstleistungen, der sich be-
kanntlich nach dem Kriege zwangsweise aus-
einanderentwickelt hat, wird sich das Problem 
der administrativen Überwölbung der dann 
gegebenen Interdependenzstruktur neu stel-
len, freilich kaum auf der Basis der Wiederher-
stellung von Nationalstaaten. Am plausibel-
sten sind für diese ferne Zukunft Projektionen, 
die in Mitteleuropa ein Prozeßmuster durch-
setzen, wie es gegenwärtig in Westeuropa 
herrscht91 ). Jedenfalls braucht das Problem 
der Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit92 ), wenn es in dieser Weise reformuliert 
wird, die funktional begründbare Integration 
Westeuropas nicht zu hindern.

91) Welche Möglichkeiten mittelfristig zu erwarten 
sind, zeigen die Studien in A. Buchan (Hg.), Europas 
Zukunft, Europas Alternativen, Opladen 1969. Als 
radikales Gegenmodell vgl. Interkirchlicher Frie-
densrat in den Niederlanden, Die Zukunft Europas. 
Eine Standortbestimmung, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte B 13/73, S. 3 ff.
92) Vgl. zu dieser Problematik allgemein: E. Kitz-
müller, H. Kuby, L. Niethammer, Der Wandel der 
nationalen Frage in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 33/73, 
B 34/73, passim.
93) Nach J. Galtung (Gewalt, Frieden und Friedens-
forschung, in: D. Senghaas [Hg ], Kritische Friedens-
forschung, Frankfurt 1971, S. 57) liegt Gewalt dann 
vor, „wenn Menschen so beeinflußt werden, daß 
ihre aktuelle somatische und geistige Verwirk-
lichung geringer ist als ihre potentielle Verwirk-
lichung". Diese Ausweitung des Gewaltbegriffs ist 
theoretisch außerordentlich sinnvoll. Um empirisch 
fruchtbar zu sein, müßte der Begriff abgestuft und 
vor allem gegen benannte Zustände von Nicht- 
Gewalt profiliert werden.

94) Wilhelm Hankel, Währungspolitik. Geldwert-
stabilisierung, Währungsintegration und Sparer-
schutz, Stuttgart 1971, bes. S. 139 ff. Albert Ker- 
vyn, Europäische Währungsunion und Weltwäh-
rungsreform, in: M. Kohnstamm und W. Hager, 
Zivilmacht Europa — Supermacht oder Partner' 
Frankfurt 1973, S. 72 ff.
95) Adrien Zeller, Europas Agrarpolitik — Protek-
tionismus oder Öffnung zum Weltmarkt?, in: Kohn-
stamm, Hager (Anm. 94), S. 107 ff.

Die funktionalistische Theorie begründet als 
solche natürlich nicht die Notwendigkeit der 
Integration. Die Theorie hilft aber diejenigen 
Räume zu bezeichnen, in denen der Fortschritt 
des Friedens zum Prozeßmuster der Integration 
möglich ist. Begründet wird dieser Fortschritt 
durch die Möglichkeit, mit der Integration 
die Gewalt durch die Herrschaft des legitimen 
Rechts zu ersetzen, und damit auf dem Konti-
nuum der Prozeßmuster einen Punkt zu er-
reichen, jenseits dessen eine neue Qualität der 
Weiterentwicklung sichtbar wird.

Friede als Integration läßt sich aber auch von 
der dadurch möglichen Vermehrung sozialer 
Gerechtigkeit ableiten. Die Entfaltungschancen 
des einzelnen dessen Möglichkeiten anzupas-
sen, also Gewalt zu mindern93 ), ist praktisch 
an die Herstellung entsprechend großer öko-

nomischer Räume gebunden. Hat sich der 
europäische Lebensstandard mit der Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
schon erheblich verbessert, so wird er, und 
zwar für jeden einzelnen, mit der Errichtung 
eines integrierten Wirtschaftsraumes weiter 
steigen. Anders ausgedrückt: Soziale Gerech-
tigkeit als Vermehrung der Chancen zur Ent-
faltung der Existenz ist an die Integration 
ökonomisch zureichend großer Räume gebun-
den.

Freilich entscheidet nicht allein die Größe 
eines Wirtschaftsraumes, sondern auch seine 
Organisation, seine Struktur. Existenzentfal-
tung des einzelnen erfordert seine Mitbestim-
mung und seinen angemessenen Anteil am 
erwirtschafteten Vermögen. Beides muß also 
in einer europäischen Integration verwirklicht 
werden, ist aber andererseits wieder an sie 
gebunden. Ohne sie können weder die multi-
nationalen Organisationen, insbesonde
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Banken, kontrolliert )  noch beispielsweise die 
Agrarpreise gesenkt werden95 ).

Für diese Neuordnung sind politische Entschei-
dungen erforderlich, die die in der westeuro-
päischen Integration liegenden Möglichkeiten, 
die soziale Gerechtigkeit anzuheben, ausschöp-
fen. Es versteht sich, daß auf diese Weise auch 
der Begriff des legitimen Rechts auf einem 
entscheidenden Sektor seine Operationalisie-
rung erfährt. Ein Rechtsordnung ist nicht schon 
als solche eine Friedensordnung: alle autori-
tären Regime und Diktaturen sämtlicher ideo-
logischer Orientierungen weisen dies zur Ge-
nüge aus. Der Grad der Legitimität des Rechts, 
oder in den Begriffen der Friedensforschung: 
das (weitgehende) Fehlen struktureller Ge-
walt, wird vielmehr ausgedrückt durch die 
Verwirklichung der beiden zentralen Inhalte 
des Friedensbegriffs. In der westeuropäischen 
Integration ist also ein höherer Grad von Legi-
timität als soziale Gerechtigkeit zu gewinnen, 
in dem die Entfaltungschancen des einzelnen 
durch die Vergrößerung seiner Freiheit poli-
tisch und ökonomisch durchgesetzt und recht-
lich fixiert werden.



Das Konzept dieser Integration läßt sich mit 
dem Begriff der sozialen Demokratie wenig-
stens der Richtung nach andeuten. Er grenzt 
sich ab, sowohl von dem Sozialismus orthodox-
marxistischer Provenienz, der die in ihn ge-
setzten Hoffnungen durch seine Konkretisie-
rung nach 1917 kontinuierlich enttäuscht hat. 
Er grenzt sich andererseits ab von einem ortho-
doxen Kapitalismus, dessen partielle Restau-
rierung in der Bundesrepublik nach 1949 die 
soziale Marktwirtschaft der Attraktivität be-
raubt hat, die sie konzeptuell zunächst aus-
zeichnete.

Dieses Konzept im westeuropäischen Rahmen 
politisch durchzusetzen, ist sicher nicht einfach. 
Die sozialpolitischen Fortschritte, die inner-
halb der EWG durch Angleichung bereits er-
zielt worden sind, dürfen nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß in den einzelnen Mitglieds-
staaten unterschiedliche sozio-ökonomische 
Konzepte vorherrschen. Ihre Harmonisierung 
ist den politischen Kräften der zukünftigen 
Union zuzuweisen, den Parteien, den Verbän-
den, den Gewerkschaften. Die Integration bie-
tet ihnen ebenfalls Möglichkeiten zur Zusam-
menarbeit und damit zur Effizienzsteigerung, 
die sie vordem nicht besessen haben. Ihr Erfolg 
wird um so größer, je mehr es gelingt, ein-
zelne Mitgliedsstaaten auf diese Konzepte und 
ihre partielle Realisierung zu verpflichten. Die 
Strategie des Systemwandels — auf die zum 
Schlüß noch kurz hingewiesen werden wird — 
bietet hier einen Katalog von Möglichkeiten, 
politisch-fortschrittliche Ziele gewaltfrei zu 
verfolgen.

Fazit

Im Hinblick auf die Integration Westeuropas 
als einer regionalen Perfektionierung des Frie-
dens gilt es also zu lernen und zu erkennen, 
daß

— bei hoher funktionaler Interdependenz die 
Ausbildung eines zureichend großen admini-
strativen Subsystems den notwendigen Frie-
densfortschritt darstellt, weil auf diese Weise 

die direkte Gewalt (der Krieg) endgültig eli-
miniert werden kann;

— durch eine solche Integration (und nur da-
durch) auch die indirekte Gewalt gemindert 
werden kann, nämlich einmal durch die Ver-
besserung der Entfaltungschancen mit Hilfe 
von Rationalisierung, Arbeitsteilung, Größ-
markträumen, zum anderen durch die Kon-
trolle der entscheidenden Produktivkräfte auf 
der geographischen Basis ihrer Wirksamkeit;

— das traditionelle Konzept des Nationalstaa-
tes entmythologisiert und durch ein funktio-
nales Konzept ersetzt werden muß;
— die Wiedervereinigung Deutschlands von 
der Forderung nach Integration Westeuropas 
nicht betroffen wird, weil sie sich nicht mehr als 
Wiederherstellung des deutschen National-
staates auffassen läßt, sondern in erster Linie 
als Restaurierung des sozialen Zusammen-
hangs und der kulturellen Identität der Deut-
schen;
— politisch diese Restaurierung der deutschen 
Gesellschaft an das Prozeßmuster Kooperation 
in Mitteleuropa gebunden ist, das seinerseits 
durch die Ausbildung einer westeuropäischen 
Union ermöglicht Und stabilisiert werden wird;
— der Schritt zur Integration Westeuropas und 
zu ihrer entsprechenden Ausgestaltung demzu-
folge integraler Bestandteil einer auf den Frie-
den ausgerichteten Politik sein muß;
— die Legitimität dieser Integration durch den 
Grad an sozialer Gerechtigkeit als Verminde-
rung auch struktureller Gewalt ausgedrückt 
werden muß-,
— die entsprechende sozio-ökonomische Struk-
tur durch die Kooperation von Parteien und 
Verbänden, schließlich auch durch Teilverwirk-
lichungen in einzelnen Mitgliedsländern mit 
Vorbildwirkung angestrebt werden muß;
— die Integration als wichtiger Punkt auf dem 
Kontinuum der Prozeßmuster zu gelten hat, 
jenseits dessen eine qualitativ neue Proble-
matik des Friedens als der Herausbildung im-
mer größerer Grade von Gerechtigkeit zu gel-
ten hat.



VII. Friede als Systemwandei

Ist die auf den Frieden gerichtete Strategie bei 
den einzelnen Lernfeldern und Lernzielen im-
mer schon konkretisiert worden, so muß sie 
ihrer fundamentalen Bedeutung wegen ab-
schließend wenigstens kurz systematisch be-
zeichnet werden. Das Kardinalproblem der 
Friedensstrategie heißt, Wandel gewaltfrei zu 
erreichen. Wandel darf weder zugunsten der 
Gewaltfreiheit vernachlässigt noch mit Gewalt 
durchgesetzt werden. Die Verbindung von Ge-
waltfreiheit und Wandel in Richtung auf grö-
ßere soziale Gerechtigkeit stellt sich damit als 
das bedeutendste Problem der politischen 
Praxis dar.

Wandel bezieht sich einmal immer auf eine 
konkrete Einheit, deren Zustände verändert 
werden müssen. Er bezieht sich darüber hinaus 
aber auch auf alle anderen Mitglieder eines 
internationalen Systems, deren Zustände eben-
falls verändert werden müssen. Damit sind 
zwei unterschiedliche Bereiche des Wandels 
und entsprechend auch zwei unterschiedliche 
Sätze von Strategien angesprochen.

Während für den Wandel des jeweils eigenen 
Systems die entsprechenden Regeln existieren, 
gibt es 
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für die gewaltfreie Bewirkung des 
Wandels in anderen Einheiten kaum Ansätze. 
Hier ist Innovation wirklich dringend ).  Denn 
der Wandel einer Einheit ist ohne den der an-

96) Ein Versuch dazu findet sich in: Czempiel 
(Anm. 8), S. 83 ff. Auch Fritz Vilmar arbeitet an 
diesem Problem; er leitet gegenwärtig eine Arbeits-
gruppe der AFK mit der Fragestellung des System-
wandels. Meine Kritik an Vilmar (ebenda, S. 33) 
muß insofern korrigiert werden, als sie sich nur 
auf einen Aufsatz Vilmars stützt. Für den Ansatz 
Vilmars maßgebend sind seine Arbeiten: Sozialisti-
sche Friedenspolitik für Europa, Frankfurt 1972, 
und Strategie der Demokratisierung, 2 Bände, Neu-
wied 1973; ferner: Systemveränderung auf dem 
Boden des Grundgesetzes. Gesellschaftsreform als 
Prozeß umfassender Demokratisierung, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 18/74. 

deren Einheiten im System nicht möglich. Un-
ter strategischem Aspekt ist Friede nur als 
gewaltfreier Systemwandel denkbar, wobei die 
Grenzen des Systems durch die Dichte der 
Interaktionen gegeben sind. Friede als System-
wandel bedeutet demnach, von einer Einheit 
aus in allen Einheiten einen Prozeß des Wan-
dels einzuleiten, der auf ihre für den Frieden 
als Prozeßmuster erforderlichen innenpoliti-
schen Strukturen gerichtet ist.

Von diesem Problem der Strategie des Frie-
dens als eines gewaltfreien Systemwandels 
gewinnt das Lernfeld nicht nur seinen äußer-
sten Grad von Komplexität; es eröffnet sich 
von hier aus gleichzeitig auch ein weiterer 
Durchblick von der Ebene des einzelnen über 
die des Staates hin zu der des Systems. Da 
Friede als gewaltfreier Systemwandel abhän-
gig ist von der entsprechenden Organisation 
der Systemglieder, ist der einzelne in einem 
Staat im Hinblick auf seine Entfaltungschan-
cen mittelbar betroffen von den Bedingungen, 
die in anderen Staaten herrschen. Er kann sich 
daher nicht darauf beschränken, die Entfal-
tungsbedingungen in seinem Staat zu verbes-
sern, sondern muß auch dessen Außenverhal-
ten so organisieren, daß es Prozeßmuster er-
zeugt, die friedlich und somit geeignet sind, 
die Vorbildwirkung der erreichten Entfal-
tungsbedingungen unbehindert im System zu 
verbreiten.

In der Strategie des Systemwandels zeigt sich 
damit erneut die Verbundenheit der drei Ag- 
gregationsniveaus des einzelnen, des Staates 
und des Systems, wie sich auch die Beziehung 
zwischen Innenpolitik, Außenpolitik und In-
ternationaler Politik manifestiert. Diese kom-
plexe Verbindung für jeden einzelnen durch-
sichtig zu machen und ihn dadurch zu moti-
vieren, sich für die Verwirklichung des Frie-
dens auf allen drei Ebenen einzusetzen, ist 
dann der dem obersten Lernziel entsprechende 
oberste Auftrag der Gesellschaftslehre.



Ernst-Otto Czempiel: Friede und Konflikt in der Gesellschaftslehre. Ein Dis-
kussionsbeitrag zum Lernfeld Internationale Politik in den Hessischen Rahmen-
richtlinien

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 20/74

Die Hessischen Rahmenrichtlinien für Gesellschaftslehre sind auf dem Gebiet der Inter-
nationalen Beziehungen inhaltlich und theoretisch problematisch. Sie geben weder ihre 
wissenschaftstheoretische Position noch ihr erkenntnisleitendes Interesse bekannt, be-
gründen auch die Auswahl der Probleme nicht.
Der Alternativentwurf entwickelt als erkenntnisleitendes Interesse einen komplexen 
Begriff des Friedens, der durch zunehmende soziale Gerechtigkeit und abnehmende Ge-
walt bestimmt wird. Diese Zielvorstellungen soll die Gesellschaftslehre demzufolge mit 
Priorität behandeln. Die Studie erarbeitet sodann einen umfassenden Konfliktbegriff, der 
nach Inhalten und Modi der Regulierung differenziert wird. Die Modi sind insofern maß-
gebend, als sie über die Prozeßmuster des Internationalen Systems entscheiden; konven-
tionell ausgedrückt: über Krieg und Frieden. Daraus wird das oberste Ziel der Außen-
politik abgeleitet: die Prozeßmuster auf dem Kontinuum der Konfliktaustragsmodi in 
Richtung stets geringerer Grade von Gewalt zu verschieben. Der geringste Grad ist die 
Herrschaft des legitimen Rechts, Integration dementsprechend das — zunächst — verläß-
lichste und geeignetste Prozeßmuster.
Diese theoretischen Ableitungen werden auf das Internationale System der Gegenwart 
und seine Subsysteme angewandt. Mit der Kategorie der Relevanz, gemessen am Ausmaß 
der Betroffenheit, werden für die Bundesrepublik drei Lernzielzusammenhänge ausge-
wiesen: Mitteleuropa, Verhältnis Erste und Dritte Welt, Westeuropa, und ihnen die Pro-
zeßmuster der Koexistenz, der Kooperation und der Integration zugewiesen. Ihre politi-
schen Inhalte werden skizziert. Abschließend wird in der Strategie des Systemwandels 
systematisch zusammengefaßt, wie dieser Ansatz die Aggregationsniveaus: Einzelner, 
Staat, System, und die analytischen Niveaus: Innenpolitik, Außenpolitik, Internationale 
Politik, miteinander verbindet und darin Erkenntnis und Motivation zu erzeugen vermag.
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